
Informationen aus dem Landtag Nordrhein-Westfalen, 32. Jahrgang, 13. Wahlperiode, 26.6.2001 

I Geht die geplante Ruhr-Triennale I 
I auf Kosten regionaler Kultur? I 

Die Ruhr-Triennale realisiere das Ziel der regionalen KulturpoNtik, Kunst und Kultur zu 
Faktoren einer umfassend verstandenen regionalen Strukturentwickiungspolitik zu ma- 
chen. Sie habe das Zeug dazu, zu einem der politischen, psychologischen und wirt- 
schaftlichen Motoren des Strukturwandels der Region zu werden, stellt Manfred Bö- 
cker(SP0) fest. Es dürfe keine Konkurrenz zu vorhandenen Kulturinstitutionen und -an- 
geboten durch die Triennale geben, fordert Rlchard Blömer (CDU). Sie dürfe für die 
Kommunen kein Anlass sein, ihre Etats der kommunalen Kulturförderung zusammenzu- 
streichen. Brigitte Capune-Kltka (FDP) mahnt, die Konzentration auf spektakuläre 
Großereignisse dürfe auf keinen Fall auf Kosten der Breitenkultur in Städten und Ge- 
meinden gehen. Ihr Fraktion wende sich entschieden gegen Kürzungen in diesem Be- 
reich, weil damit kulturelle Strukturen vor Ort zerstört würden. Die für die Triennale zur 
Verfügung gestellten Landesmittel dürften nicht zu Lasten der bisherigen Kulturhaus- 
halte gehen; das sei zwischen den Koalitionspartnern in NRW so besprochen, erklärt 
Oliver Keymis für die GRUNEN. (Seite 2) 

Ehemalige Zwangsarbeiter zu Gast im Parlament 

Landtagspräsident bittet um Vergebung 
Aus Anlass des Überfalls Hitlerdeutschlands 
auf die Sowjetunion vor 60 Jahren hat auf In- 
itiative des Internationalen Bildungs- und 
Begegnungswerks Dortmund und Minsk 
eine Gruppe von 20 Bürgerinnen und Bür- 
gern, die während des 2 Weltkriegs Zwangs- 
arbeit im heutigen Nordrhein-Westfalen ver- 
richtet haben oder in Konzentrationslagern 
inhaftiert waren, den Landtag besucht. 

Landtagspräsident Ulrich Schmidt begrüß- 
te vor Beginn der 34. Plenarsitzung die Gäs- 
te auf der Tribüne und betonte. diese Men- 
schen seien von Deutschen in ihrer Men- 
schenwürde verletzt, ihrer Arbeitskraft und 
ihrer Jugend beraubt worden. Schmidt wei- 
ter: "Wir, die das demokratische, friedliche, 
in die Völkergemeinschaft eingebundene 
Deutschland mit aufbauen duriten, bitten für 
das. was Sie in unseren Städten erleben 
mussten. um Vergebung." 
Die Begegnung drücke den Wunsch unse- 
rer Völker aus, dass Feindseligkeit und Hass 
der Versöhnung und der guten Nachbar- 
schaft gewichen seien. Viele Menschen hät- 
ten zu dieser Versöhnung ihren Beitrag ge- 
leistet - auch die Menschen in der ehema- 
ligen Sowjetunion, .die durch Krieg und VöI- 
kermord Mütter und Väter, Brüder, Schwes- 
tern und Freunde verloren haben und die 

trotz aller Trauer und allen Schmerzes be- 
reit waren, gemeinsam in die Zukunft zu ge- 
hen". Er hoffe, dass nach einem halben 
Jahrhundert der schrecklichen Erinnerung 
die ehemaligen Zwangsarbeiter einen .Ein- 
druck der Verantwortung, der Stetigkeit und 
der Verlässlichkeit' aus Nordrhein-Westfa- 
len mit in ihre Heimat nähmen. 

Die wocne 
ir 1 --Y-- 

Gentechnik 
Fünf Stunden lang debattierten die Land- 
tagsabgeordneten im Plenum über Ethik 
und Politik bei der Gentechnikforschung. 

(Seite 3) 

Hundeverordnung 
Nach einem Jahr Gültigkeit hat die Opposi- 
tion eine überwiegend negative Bilanz der 
nordrhein-westfälischen Hundeverordnung 
gezogen. (Seite 4) 

Akteneinsicht 
Mehr Demokratie durch Transparenz soll 
der Entwurf eines lnformationsfreiheits- 
gesetzes bringen, den der Landtag in erster 
Lesung beraten hat. (Seite 5) 

Uber das kternetportal .frauennrw" hat die 
z~standiae Ministerin den Aussch~ss f j r  
~rauen~ölitik und den Medienausschuss in- 
formiert. (Seite 7) 

Metrorapid 
Vollständige Information verlangt der Unter- 
ausschuss Metrorapid während der Mach- 
barkeitsprüfung. (Seite 8) 

Konkurrenz 
In einer Anhörung haben Sprecher der pri- 
vaten Sachverständigen den .unlauterenu 
Wettbewerb durch Beschäftigte der kom- 
munalen Bauämter beklagt. (Seite 9) 

Zeichnung: Gerhard Mester (WR) 
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Balance zwischen Spitzenereignissen und Breitenkultur 
Von Von Von Von 

Manfred Böcker Richard Blömer Brigitte Capune-Kitka Oliver Keymis 

Die Ruhr-Triennale ist eine her- Für die Kulturarbeit in der Re- Die geplante Ruhr-Triennale Nein, die geplante ~uhr-~riennale 
ausragende, auf die Gegebenhei- gion bietet die Ruhr-Triennale ab als ein spartenübergreifendes gehl nicht auf Kosten regionaler K ~ I -  
ten in der Kulturregion Ruhrgebiet 2003 eine eit7malige Chance. Ein internationales Festival-Ewig-  tu^ im Gegenteil. Die Region Ruhr- 
spezifisch zugeschnittene Form regelmäßig stattfindendes Festi- nis bietet eine große Chance, gebiet und die schon heute hoch 
der regionalen Kulturpolitik. vai von internationalem Rang un- das hnage des Ruhrgebiets ZU attraktive Kulturregion Nordrhein- 
Regionale Kulturpolitik wurde im ter der Intendanz von GBrard verbessern und die bereits vor- Westfalen insgesamt werden von 
Ruhrgebiet bisher durch die Kultur Mortier schärft das heranwach- handene Quantität und Qua- dieser HKultur-Offensive' an der 
Ruhr GmbH in enger Verbindung sende Kulturprofil des Ruhrge- lität kultureller Ereignisse in der Ruhr nachhaltig profitieren. Unter 
mit ihren Gesellschaftern. der IBA- biets, prägt dessen Image, macht Ruhrregion weit über die Lan- dem nicht neuen, aber nach wie vor 
Emscher Park GmbH und dem auch die Menschen selbstbe- desgrenzen hinaus sichtbar viel versprechenden Arbeitstitel 
Kommunalverband Ruhrgebiet, wusster. zu machen. sie wird daher .Kultur im Industrieraum' entwickelt 
realisiert Die neue, veränderte Das Konzept der Triennale ver- von der FDP-LandtagSfraktiOn der international renommierte ~ultur- 
Kultur Ruhr GmbH setzt diese Ar- heißt anspruchsvolle Experi- durchaus begrüßt. impressario und Intendant der Seiz- 
beit auf teilweise neuen Wegen mente, die auf die Region zu- Fest steht für die FDP jedoch burger Festspiele, GBrard Morlier, 
fort - und diese neuen Wege sind geschnitten sind. Die Ruhr-Trien- auch: Die mit der geplanten ein ~ultur-~onzept für die .Region 
das Resultat der Erfahrungen, die nale kann ein Beitrag dazu sein, Ruhr-Triennale voranschreiten- Ruhrstadr in direktem Kontakt mit 
wir mit der .altenu Kultur Ruhr das industriell wie finanziell aus- de und jährlich 40 Millionen dm Kunst- und Kulturakliven der 
GmbH in den Jahren 1998 - 2000 gepowerte Revier hochzupu- DM teure Konzentration der Region. Die dafür in Aussicht gestell- 
gemacht haben. schen. Landeskulturpolitik auf Spekta- ten Landesmittel sollen, so ist es 
Die neue Kultur Ruhr GmbH wird Die Ruhr-Triennale darf jedoch kuläre Großereignisse darf auf mischen den Regierungspartnern 
bestimmte regionale Projekte nicht in Konkurrenz zu vorhan- keinen Fall ZU Lasten der För- besprochen, nicht zu Lasten des bis- 
fortführen. lm Zentrum ihrer Arbeit denen Kulturinstitutionen und derung der Breitenkultur in den herigen Kulturhaushaltes gehen. Die 
steht als ein großes neues Projekt -angeboten treten. Sie kann Städten und Gemeinden ge- regionale Kulturpolitik, 1995 VM der 
die Ruhr-Triennale. aber durchaus ein Anreiz sein, hen. Ministerpräsident Wolf- ersten rot-grünen Koalition enhhri- 
Damit wird das Ruhrgebiet nach deren Qualität zu heben und ih- gang Cbment und Kulturminio ckelt und vom Kulturministerium in 
innen und außen an Profil gewin- nen neue Publikumsschichten ter Michael Vesper haben be- den letzten sechs Jahren kontinuier- 

SPD: Das Ruhrgebiet CDU Experiment dadnicht zu Lasten FDP: Ja zur Ruhr-Triennale - aber CRÜNE: Die Regionen werden 
wird an Profil gewinnen der traditionellen Kuiiur inRevier gehen nicht aufKosten der Kulhirvor 011 an kulturellem Profil gewinnen 

nen, und zwar - dem enormen zu erschließen. Die Kämmerer reits mehrfach versichert, dass lich wenn auch nicht immer Völlig 
kulturellen Potential dieser Region in den Kommunen dürfen nicht dies definitiv nicht der Fall sei. Problemlos ins Land getragen. hat 
entsprechend - nach außen nicht den Eindruck bekommen, sie Hier ist allerdings Skepsis an- sich bewährt überall in NRW ent- 
nur in NRW, sondern national und könnten nun die Etats der gebracht: Es ist unwahrschein- standen kulturelle Initiativen und 
international. kommunalen Kulturförderung lich, dass die Ruhr-Triennale Veranstaltungsreihen. bm. es w r -  
Die Ruhr-Triannale realisiert das zusammenstreichen. Deshalb als zusätzlicher Pasten Ein- den neue Formate und Konzepte er- 
ziel der regionalen ~ ~ l ~ ~ ~ ~ ~ ~ i ~ i k ,  muss die Ruhr-Triennale vorhan- gang in den Landeshaushalt arbeitet. die zu einem weilft&chigen. 
K~~~~ und ~~l~~~ zu F ~ H ~ ~ ~ ~  ei- dene Kulturangebote im Revier findet. Kürzungen zu Lasten anspruchsvollen Kulturangebot in 
ner ,,,,,fassend rs sichern helfen und nachhaltig der „kleinena Kultur in den unserem Land führen. Mit GBrard 
gionalen srukturenwicklungspo- ausbauen. Denn die finanzielle Städten und Gemeinden wären Mortier konnte nun ein Kulturmana- 
litik ZU machen. sie hat das zeug Situation an den Theatern und somit die logische Konse- ger gewwinen werden, der - wie es 
dazu, zu einem der politischen, Opern in den nordrhein-westfä- quenz. sich inzwischen im Lande nicht nur 
psychologischen und winschan- lischen Kommunen ist katastro- Gegen diese Kürzungen und unter den Kulturinteressierten her- 
liehen Motoren des s ~ ~ ~ M ~ ~ ~ ~ -  phal, in erSter Linie dadurch. die damit einhergehende Ver- umgesprochen hat - sich den enor- 
dels der ~~~i~~ zu sie dass Bund und Land Aufgabe nachlässigung der Kultur vor men Herausforderungen seiner neu- 
bringt das Ruhrgebiet jetzt schon Um Aufgabe auf die Kommunen Ort wehrt sich die FDP-Land- en Aufgabe mit Engagement und 
weltweit mit guten Nachrichten in übertragen. ohne das zur Erledi- tagsfraktion entschieden, denn großem Einfühlungsvermögen steilt, 
die Schlagzeilen. und sie wird der gUng erforderliche Geld mitzu- sie zerstören langfristig die kul- weil er weiß, worauf es bei diesem 
noch zarten PRanze des Ruhrge- liefern. SO wird das Land als turellen Strukturen vor Ort. Die ProjeM ankommt Die Regionen un- 
biets-Tourismus kräftige Nahrung Partner der Kommunen immer Förderung kommunaler Brei- seres Landes werden an diesen Ent- 
geben. Die wachsende AttraMi- wichtiger, doch wird es seiner tenkultur darf auf keinen Fall wicklungen nicht leiden. sondern an 
vität. ja Faszinationskraft dieser Bedeutung nicht gerecht. Nach weiter beschnitten werden, sie kulturellem Profil gewinnen, weil Kul- 
besonderen Kulturlandschaft er- den Angaben der Kulturdezer- benötigt vielmehr sogar einen tur insgesamt in NRW neues Ge- 
hält durch sie die notwendigen Er- nenten des nordrhein-westfä- neuen Schub. Dies gilt ums0 wicht bekommt Die Menschen ha- 
eignisse. die konkreten Anlässe, lischen Städtetags fördern an- mehr, weil in diesem Bereich ben erkennbar ein stärkeres Bedüd- 
die die Menschen veranlassen dere Länder ihre Kommunen Kostensteigerungen, beispiels- nia gemeinsam Kunst und Kultur zu 
werden, nicht nur darüber zu le- weitaus mehr als Nordrhein- weise bei Bibliotheken, Thea- erleben, wie die eindrucksvollen Be- 
sen und zu reden, sondern tat- Westfalen. SO wendet das Land tern und Museen zu verzeich- sucherzahlen bei den vielfältig be- 
sächlich hinzufahren. Baden-Württemberg aus dem nen sind, denen bislang kaum reits laufenden Festivals in unserem 
Das Publikum wird sich wenig da- Landeshaushalt für Kultur- zusätzliche kommunale, ge- Land, gerade auch im Ruhrgebiet, 

für interessieren, dass diese Kul- förderung etwa 75 DM je Ein- schweige denn Landesmittel bereits heute zeigen. Und da kaum 
turangebote Resultat der in der wohner und Jahr auf, Bayern et- gegenüberstehen. etwas so gut ist dass man es nicht 
bisherigen regionalen Kulturpolitik wa 87 DM. Nordrhein-Westfalen Wir brauchen die .kleinea Kul- noch besser machen könnte, wird 
gewonnenen Erfahrungen sind, bescheidet sich nach wie vor mit tur vor Ort mindestens ebenso, die geplante Ruhr-Triennale ab 2003 
Aber auch sie werden letzilich da- e"a 40 DM je Einwohner- Wie spektakuläre Kultur-High- die Bedeutung und Vitalität Nord- 
von profitieren, dass hier zugleich Das Land muss endlich seiner lights, die die kulturelle Potenz rhein-Westfalens als Kulturregion 
regionale Kulturpolitik in optimaler Verantwortung für die kulturelle einzelner Regionen sichtbar noch anraktiver und wahrnehmbarer 
Art und Weise umgesetzt wird. Vielfalt im Land gerecht werden. machen. enlfalten. 
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Der Landtag nahm nach mehrstündiger De- 
batte über ,,Chancen und Risiken der Bio- 
und Gentechnologie' am 20. Juni den FDP- 
Antrag in namentlicher, von den Fraktions- 
führungen freigegebener Abstimmung an, 
wonach das Vorhaben des Ministerpräsi- 
denten Wolfgang Clement unterstützt wird, 
Stammzellen aus Israel zu Forschungszwe- 
cken einzuführen (Drs 13/1348). CDU- und 
GRÜNE-Abgeordnete stimmten dagegen. 
Den CDU-Antrag ,Keine Alleingänge der 
Landesregierung in der Biopolitik' (Drs 
13/129Q) überwies der Landtag in die Aus- 
schussberatung. Landtagspräsident Ulrich 
Schmidt bekundete in der Aussprache ei- 
gene Zweifel und wies auf die Gefahr von 
Nachteilen für Menschen mit Behinderun- 
gen hin, wenn es zur Auslese bei künstlicher 
Befruchtung komme. 

Edgar Momn (SPD), Fraktionsvorsitzender. 
rief zur sachlichen und verantwortungsbe- 
wussten Debatte auf. Das Bonner Universi- 
tätsinstitut erforsche seit den 9Oer-Jahren 
Heilungschancen durch Stammzellen. Des- 
sen ForschunasDroiekt erfahre international 
hohe ~ufmer&amkeit. Es stehe im Einklang 
mit dem Gesetz. Ministerpräsident Clement 
unterstütze die Zusammenarbeit mit den 
Forschern in Haifa. Deutschland habe sich 
1991 gegen die Herstellung von Stammzel- 
lenlinien ausgesprochen. Andere Länder 
sähen das anders. 

Dr. Jürgen Rüttgers (CDU), Fraktionsvorsit- 
zender, sagte, Clement habe versucht, Fak- 
ten zu schaffen, während der Bundestag 
würdevoll diskutiert habe. Es sei einem 
Staatsamt nicht angemessen, zur Nutzung 
einer Lücke im Gesetz aufzufordern. Die 
Gentechnik heife den Menschen. Die CDU 
stelle menschliches Leben von Anfang an 
unter den vollen Schutz des Grundgesetzes 
und lehne Klonen ab. Bei Ernbryonenfor- 
schung werde menschliches Leben getötet 

Landtagsmehrheit unterstützt Clements Vorstoß 

bei Im~ort  von Stammzellen aus Israel 
NRW nehme keinen Schaden. wenn die Po- wegen Abwanderung gefährdet. In Bonn ge- 
litik sich Zeit zum Nachdenken lasse. he es um die Bekämpfung von Zucker- und 

Hirnkrankheit sowie der multiplen Sklerose. 
Jürgen W. Möllemann (FDP), Fraktionsvor- 
sitzender, stellte für seine Fraktion die Chan- 
cen der Stammzellenforschung in den Mittel- 

* 
punkt. weil sie neue Therapien bei unheilba- Aus Platzgründen werden die zahlreichen 
ren Krankheiten ermögliche. Es gebe auch nachdenklichen Redebeiträge nach- 
eine Ethik des Heilensund Helfens. Die For- stehend nur auszugsweise erwähnt. Dr. 
schuno an Stammzellen bis zum 14. Tao sei Hans-Ulrlch Klose 1CDUI saote. Clements 
unverschtbar. Sie solle nur an wenigen hsti- 
tuten unter besonderer Aufsicht betrieben 
werden, und zwar nur, wenn es keine Alterna- 
tiven gebe. Die FDP sage Nein zur verbrau- 
chenden Embryonenforschung und zum the- 
rapeutischen Klonen. 

Sylvla Löhrmann (GRÜNE). Fraktionsvor- 
sitzende, kritisierte die Antragstellung der 
FDP und hielt eine ausführliche Grundsatz- 
debatte für angebracht. Ein vorschnelles Ja 
zum Bonner Antrag würde die Gesellschaft 
in ihren Grundfesten erschüttern,und irrepa- 
rable Schäden zufügen. Die GRUNEN seien 
für enge Grenzziehung. PID zuzulassen 
heiße. mehr Embryonen herzustellen als 
nötig und unwerte auszusortieren. 

Mlnlsterpriisident Woiizlanzl Clement 
(SPD) eiläuterte. er nehme d'k Interessen Scheidungen bei'schwlerigen Gesetzen so- 
der NRW-Forscher wahr. Universitätsfor- wie Korrekturen fur notwendig. 
scher genügten ethischen Kriterien. Es sei Wlssenschaftsmlnlsterin Gabriele Behler eine große Chance und keine Gesetzeslü- (SPD) druckte Besorgnis über die cke, wenn stamrnzellen importiert würden. iung therapeutischen Klonens aus. Eine Ar- stammZellen seien keine Embryos und beitsteilung zwischen Ethikern und For- unterlägen nicht dem Schutz der Men- schern dürfe es nicht geben, Ctahl schenwürde. Daher sehe er keinen Grund (CDU) berichtete, im Lernprozess der letzten für ein Importverbot. Der Standort NRW Monate sei er offener gegenüber der For- werde ohne internationale Zusammenarbeit schuno an embrvonalen stammZellen und 

Äußerungen aus ~ a i f a  seien ;oreilig gewe- 
sen. Nützlichkeit und WirtschaRlichkeit 
dürften nicht maßgebend sein. Dletrlch 
Kessel (SPD) trat dafür ein, möglichst bald 
über den Bonner Antrag zu entscheiden. 
Rudolf Henke (CDU) wies auf unsichere 
Therapien-Hoffnungen hin und trat für die 
Förderung der adulten Stammzellenfor- 
schung ein. Joachim Schultz-Tornau 
(FDP) berlef sich auf die Bibel und erklärte, 
heilende Arzte seien barmherziger als ein 
abstrakt argumentierender ,höchster Prles- 
ter. Barbara Steffens (GRUNE) rückte die 
deutsche Weltspitze bei der Stammzeilen- 
forschung ins BlicMeld, die an den Rand 
der Debatte gedrängt werde. Brigitte 
Speth (SPD) hielt strenge Auflagen für PID 
für eine originäre Aufgabe der Politik. Regi- 
na van Dlnther (CDU) hielt Gewissensent- 

zurücfhaltender bei der PID geworden. Dr. 
Jana Pavllk (FDP) sagte, als Arztin sei sie 
fur engste Grenzen bei PID-Angeboten und 
bei Stammzellenforschung. Dr. Ruth Seldl 
(GRUNE) setzte sich für eine ethische 
Grenzziehunq qeaen verbrauchende Em- - - -  
bryonenforschung ein. Hans Frey (SPD) 
nannte Humanität als Grundprinzip mit dem 

I 
Ziel gut gelebten menschlichen Seins. Gün- 
ter Langen (CDU) berichtete von einem be- 
hinderten Enkelkind und dessen zufriede- 
nem Leben. Brigitte Capune-Kitka (FDP) 
betonte die besondere Bedeutung der The- 
men für die Frauen. 
Umweltmlnisterin Bärbel Höhn (GRÜNE) 
hielt Grenzen bei Gentechnik für notwendig. 
Sie wies auf Diktaturen sowie möaliche ae- 

, .... ,....,..,.,-... -W.SY.) ..,-,. ,,,,..., , ..-rl,ll...llll~en und ukrainischen ehemcilioen 
Zwangarbeiter auf der Besucherirlbüne e& Gäste des Landtags wilikommen geheißen. ~andtagspdsiient 
Ulrich Schmidt betonte rn seiner BegrüBung, gerade ~ e l l  das ein so schwieriger~eg für sie sei, danke er aul- 
dchtig den BGrgcNrnnen una Burgern aus Beierus IWeißrusslend) und der Ukraine dafür. dess sie nach Nord- 
rhein~~esthilbn gekommen seien. 56 Jahre hätten sie auf eine Entschhdigung wcvten müssen; dabei wisse 
man dass ODfer von Verbrechen mir Geld nicht wirklich zu entschhdl~wn sehn unddass millionenfaches Leid 
an ~enschen nicht wiedergutgemacht werden könne Der finanziie Schlussstrich sei eine Geste und be- 
deute zugleich, dass es elnen moralischen Schlussstrich nicht gebmn könne. - Unser Bildzeigt in der Besu- 
chergru~~e eine der ZwanOsarbeiterinnen. die 76-lähri~e Wira Kardei Ir.). die während des Kriws aus ihrer 
ukrahl&hen Heimat vers&lwt wurde und drei-~ahie bel der hGa ~heinrnetall In ~üsseldörf arbeiten 
musste. in dieser Zelt lernte sie übrigens ihren Mann kennen und heiratete Ihn Foto: Schälte 

- 
kaufte private Forschung hin. 

Landtagspräsldent Ulrich Schmldt (SPD) 
lehnte Experimente an Embryos unter Hin- 
weis auf das Lebensrecht ab dem Ursprung 
ab. Der Politiker müsse die Folgen seines 
Tuns für alle Bereiche des Lebens beach- 
ten. Schmidt trug weitreichende Folgen und 
Bedenken gegen PID aus der Sicht von Be- 
hinderten und deren Angehörigen vor. 

Weitere Aspekte zum Thema trugen Ursula 
Monhelm (CDU), Horst Vöge (SPD), Helnz 
Hardt (CDU, Parlamentarischer Geschäfts- 
führer), Dr. Stefan Grüil (FDP), Oliver Key- 
mis (GRUNE). Marle-Lulse Fasse und Man- 
fred Kuh,mlchel (beide CDU), Rüdlger Sa- 
gel (GRUNE) und Antonius Rüsenberg 
(CDU) vor. 
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Ein Jahr gilt in Nordrhein-Westfalen die Landeshundeverordnung: 

Opposition fordert 
Überarbeitung oder 
Ersatz durch ein 
Landeshundegesetz 
Ein Jahr nach lnkrafttreten der Landeshun- 
deverordnung (LHVO) hat der Landtag auf 
Antrag von CDU (Drs. 1311278) und der FDP 
(Drs. 13/1308) über die Wirksamkeit der 
Verordnung debattiert, die beide Opposi- 

rum die längst überfällige Anhörung von Ex- 
perten. 

Dr. Stefan GrüII (FDP) fand die LHVO hand- 
werklich so schlecht, dass sie nicht zu über- 
arbeiten sei. Darum seine Forderung an den 
Innenminister. seinen vorbereiteten-Entwurf 
zu einem -andeshundeaesetz vorzuieaen: 
der könnte dann die geiignete ~ r u n d b ~ e  
für eine von allen gewollte bundeseinheitli- 
che Regelung sein. Die der Verordnung bei- 
gefügte Rasseliste sei wissenschafilich 
nicht haltbar. Die Kommunen übten Kritik 
wegen mangelnder Umsetzbarkeit und stei- 

tionsfraktiönen entweder als handwerklich gender Kosfenbelastung. Gerichte und Ver- 
und fachlich unzulänglich sowie durch e!n fassungsrechtler hätten Beaenken, und die 
Landesoesetz zu ersetzen ansehen. Landesbeauftraate für den Datenschutz sei 

V 

der Meinung, dye LHVO sei datenschutz- 
Clernens Pick (CDU) forderte die Landes- rechtlich nicht haltbar. An die Landesregie- 
regierung auf, ihre Verordnung zu überar- rung ging seine Auiforderung: „Ziehen Sie 
beiten: Durch diese LHVO würden die Halter die Konseauenz aus der einhelliaen Ableh- 
bestimmter Hunderassen diskriminiert, oh- nung der ~erordnung." 

V 

ne dass es dafür einen wissenschafilich be- 
gründeten Anhalt gebe; in der Praxis sei sie lrmgard Schmid (SPD) betonte, nach wie 
nach Ansicht der Städte und Gemeinden vor gehe Menschenschutz vor Hunderecht. 
undurchführbar, weil die angedrohten Ord- Die SPD-Fraktion sei für eine Vereinheitli- 
nungsmaßnahmen unzureichend seien und chung der LHVO auf Länderebene, wenn 
die Kostenbelastungen für die Kommunen dies nicht gelinge, setze man sich für ein 
durch zwangsweise Unterbringungen von Landeshundegesetz ein. Die Polemik. die 
nicht vermittelbaren Hunden in Tierheimen der CDU-Antraa in sich berae. fünre in der 
unerträglich sei. Das alles habe die Diskussion nichi weiter, gab Sezu bedenken. 
Umweltministerin durch ihre LHVO verur- 
sacht. Seine FraMion wolle das Thema im Reiner Prlggen (GRÜNE) warf der Opposi- 
Ausschuss diskutieren und beantrage da- tion vor, sie drücke sich durch ihre Forde- 

.Zeitmarken/Landmarken" ist der Titel eine Ausstellung mit Bildern von Bodendenkmäiern, die der Foto- 
graf Axei Thünker gemacht hat Landragspresident ~ lrr ih  Schmidt hat drese Ausstellung rn der Eingengs- 
halle des Lendtaos erdttnet und daoer oetont dre Bilder des in Bad Munstererlei leoenden Fotoorefen 
spiegelten .die ~~schichtlichkeit und die iandichaftliche Schönheit unseres Landes so überzeugend wi- 
der, wie dies meiner Kenntnis nach bisher kaum geschehen ist'. Schmidt verwies darauf, dassniünker 
mit seiner Aussteiluna in einem Kölner Museum binnen kurzem 65 000 Besucherinnen und Besucher in 
Bann geschlagen habe. Die Bilder mahnten auch, im Interesse der nachfolgenden Generationen scho- 
nend und verantwortungsvoil mit der Umwelt umzugehen; darum seien sie im Landtag am richtigen Platz, 
weil hier die politischen Entscheidungen für Nordrhein- Westfalen und seine Menschen fallen, unterstrich 
der Präsident und dankte dem ~ilveranstafier, Bauminister Dr. Michaei Vesper, und dem Direktor des Rö- 
misch-Germanischen Museums, Professor Hellenkemper, für ihren Beitrag zum Zustandekommen dieser 
Ausstellung. Den Parlamentariern und Besuchern des Landtags riet Schmidt, sich die Muße zu nehmen, 
die 50 ausgestellten Fotografien in Ruhe zu betrachten und sich dabei von ihrem Zauber und ihrer Aus- 
sagekratt fesseln zu lassen. Foto: SchBIte 

rung nach einem neuen Gesetz um die Vor- 
laae eiaener konkreter Anderunosvor- ~ w -  - "~ 
schläge und entwerfe ein ~ z e n a i o ~  .& ob 
die Welt unterginge". Es sei erklärtes Ziel 
der bundesweiten und der Bestrebungen im 
Lande, zu einer Vereinheitlichung zu kom- 
men - und im Rahmen dieser Vereinheitli- 
chung werde auch die nordrhein-westfäli- 
sche Liste überarbeitet. Aber in jedem wer- 
de gesagt werden müssen. welche Rasse 
auf der Liste stehen solle: .Darum kommen 
Sie nicht herum." Wenn die Opposition hier 
ausweiche und draußen im Lande populis- 
tisch Stimmung mache, dann bleibe es an 
der Ministerin und an der Landesregierung 
hängen. 

Umweltmlnisterin Biirbel HOhn (GRÜNE) 
bezeichnete es als Erfolg der LHVO, dass 
sie inzwischen weitgehend akzeptiert sei 
und dass es im letzten Jahr keinen töd- 
lichen und auch keine schweren Beißunfälle 
mehr gegeben habe. Das wirke bundesweit, 
..denn mittlerweile aehen Hundebesitzer mit 
ihren Hunden erheblich sachkundiger um 
als früher". Der Versuch, vor Gericht die 
LHVO zu kippen, sei gescheitert, führte sie 
aus, darum würden auch in der Diskussion 
hierzulande stets Entscheidunaen aus an- 
deren Bundesländern zitiert. ~ ä c h  wie vor 
sei sie der Meinung. dass es in jedem 
Bundesland eine andere Verordnung gebe. 
darum arbeite eine Gruooe auf Bundesebe- 
ne an der ~ereinheitlichÜn~ und nähere sich 
dabei der nordrhein-westfälischen Lösung, 
weil der Ansatz durchdacht sei. Bis Herbst, 
so hoffe sie, werde das zu erreichen sein; 
dann werde auch in NRW die LHVO ent- 
sprechend überarbeitet 

Reinhold Sendker (CDU) verlangte im Hin- 
blick auf die Listen den wissenschaftlichen 
Nachweis über die Gefährlichkeit der aufge- 
führten Rassen. Von einer weitgehenden 
Akzeptanz könne so lange keine Rede sein. 
wie die Fachwissenschaft Oie LHVO massiv 
kritisiere. Darum lege seine Fraktion größten 
Wert darauf, .bei der dringend notwendigen 
bberprüfung der Landeshundeverordnung 
die Wissenschaft die Verbände und vor al- 
lem auch die ~ommunen wirklich anzuhö- 
ren und zu erhören'. 
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Nordrhein-Westfalen unternimmt wichtigen Schritt zur ,,gläsernen6' Verwaltung 

in erster Lesung hat der Landtag am 21. Juni das lnformationsfreiheitsgesetz (IFG) beraten. 
Der von den beiden Koalitionsfraktionen vorgelegte Gesetzentwurf ("Gesetz über die Frei- 
heit des Zugangs zu lnformationen für das Land Nordrhein-Westfalen" Drs. 13/1311) wurde 
federführend an den Ausschuss für Innere Verwaltung und Strukturreform sowie an weitere 
zehn Ausschüsse zur Mitberatung überwiesen. Der Entwurf regelt einen umfassenden 
verfahrensunabhängigen Anspruch auf hformationszugang für die Bürgerinnen und Bürger 
des Landes Dieser Anspruch. so betonen die Urheber, wird als eigenständiger Bürger- 
rechtsanspruch aufgefasst und richtet sich an alle dem Landesrecht unterliegenden Ver- 
waltunaen. Der Ansoruch werde. so weiter in der Bearunduno. ohne Bedinaunoen aewährt: - -  - 
ein rechtliches ode; berechtigte's Interesse sei nachhweise; 

Frank Baranowski (SPD) sagte voraus. mit 
dem Gesetz werde das Ende der "öffent- 
lichen' Verwaltung als geschlossene Ge- 
sellschaft eingeleitet. Das geschehe nicht 
aus Misstrauen gegen die dortigen Mitar- 
beiterinnen und Mitarbeiter, die ihre Aufga- 
ben gut und gewissenhaft erledigten, son- 
dern um die politische Beteiligung der Bür- 
gerinnen und Bürger zu stärken: „Jeder 

vorzulegen. Seine Fraktion habe das schon 
im November vergangenen Jahres getan, 
der von allen Experten begrüßt worden sei, 
betonte er; daraufhin habe seine Fraktion ih- 
ren Entwurf überarbeitet und dem Aus- 
schuss vorgelegt. Die Koalition habe die 
Union gebeten, die Abstimmung über den 
verbesserten Entwurf zurückzustellen, weil 
man einen einvernehmlichen Gesetzent- 

Mann und jede Frau solle, ohne persönlich wurf anstrebe. .Man muss in aller Nüchtern- 
betroffen zu sein. die Möalichkeit erhalten. heit feststellen. an diese Zusaae haben Sie 
lnformationen für'seine oier ihre politische sich nicht gehalten', kritisierte Kruse, das 
Willensbildung zu erhalten, auch durchaus zeige einen schlechten parlamentarischen 
die Regierung und die Verwaltung zu kon- Stil, mit dem er, Kruse, leben, an den er sich 
trollieren.' Informierte und mündige Bürger aber, nicht gewöhnen könne. Bedenklich sei 
bedeuteten eine Stärkung der Demokratie. die Uberweisung des Entwurfs an nicht we- 
Niemand solle in Zukunft mehr spezielle niger als elf Ausschüsse: Offenbar habe 
Interessen nachweisen müssen, wenn all- NRW .nicht genug Bürokraten, die dazu in 
gemeine Behördendaten oder Akten ein- der Lage sind, Bürokratie abzubauen". Der 
aesehen werden sollen. Diese Zusaae des Antraa seiner Fraktion sei daaeaen nur zwei 
Geien Zugangs zu lnformationen sei ein po- 
sitives Signal des Staates an seine Bürger, 
die Interesse an der Entwicklung des Ge- 
meinwesens hätten, und solle den Abstand 
zwischen Bevölkerung und öffentlicher 
Hand verkleinern. betonte Baranowski und 
stellte als Wesensmerkmale des Entwurfs 
heraus, dass er möglichst eindeutig für die 
Bürgerinnen und Bürger sein müsse, dass 
er möglichst wenig Ermessensspielraum 
aufweisen und für die Verwaltung anwend- 
bar sein müsse. .ohne sie gleich lahm zu le- 
gen'. 

Monika Düker (GRÜNE) begrüßte den für 
NRW weit reichenden und guten Schritt, 
dass die lnformationsfreiheit zu einem 
Recht für jedermann und jede Frau werde: 
.Das Gesetz stärkt nicht nur die politische 
Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger, 
sondern es dient darüber hinaus der politi- 
schen Meinungs- und Willensbildung, und 
es beugt Korruption in den Verwaltungen 
vor.' Der Einstieg in die Informationsgesell- 
schaft müsse auch in den Amtsstuben Wirk- 
lichkeit werden, verlangte sie, nunmehr sei 
die "gläserne Verwaltung" gefragt. Der 
nordrhein-westfälische Entwurf stehe in der 
Tradition, die es in anderen Ländern schon 
viel länger gebe, etwa USA und Schweden, 
auch in der EU sei man, siehe Umwelt- 
informationsgesetz. im Denken schon viel 
weiter. Nach Abschluss der Beratung werde 
man im Herbst Überlegen. wie die Bürgerin- 
nen und Büraer des Landes über ihre Rech- 
te am besteGinformiert werden können. Dü- 
ker: .Nach Schleswig-Holstein, nach Berlin 
und Brandenburg wird es nun auch in 
Nordrhein-Westfalen lnformationsfreiheit 
und Akteneinsicht für alle geben." Das sei 
auch ein Signal in Richtung Berlin, von wo- 
her es zwar Willensbekundungen, aber im- 
mer noch keinen Gesetzentwurf gebe. 

~usschüssen vorgelegt wordin': 

Karl Peter Brendel (FDP) sah keine Not- 
wendigkeit, dass Rot-Grün einen neuen ei- 
genen Entwurfvorlegt, .wir hätten ohne wei- 
teres auf der Grundlage des CDU-Antrags 
weiter diskutieren können". Die Koalition 
sollte zugeben, .dass Sie nicht bereit waren, 
Ihr Lieblingskind auf der Grundlage eines 
CDU-Antrags zu verabschieden". Dafür kön- 
ne er kein Verständnis aufbringen, obwohl 
man in der Sache sich in weiten Teilen einig 
sei. Ein allgemeines Informationszugangs- 
recht entspreche internationalen, europäi- 
schen und innerstaatlichen Entwicklungen, 
fuhr er fort und teilte die Auffassung, dass 
Deutschland auf diesem Gebiet .hoff- 
nungslose Provinz" sei. Er, Brendel, hoffe 

auf einen Bewusstseinswandel, auch in den 
Amtsstuben. Bei der Kostenregelung ver- 
wies er auf die Bundesebene, die man im 
Land übernehmen sollte: Einfache mündli- 
che und schriftliche Auskünfte gebührenfrei, 
bis höchstens 1000 DM für umfangreiche 
Recherchen, wobei im Einzelfall aus Grün- 
den öffentlichen Interesses oder der Billig- 
keit von einer Gebührenerhebung abgese- 
hen werden könne. 

lnnenminlster Dr. Fritz Behrens (SPD) 
machte darauf aufmerksam, dass NRW das 
vierte Land ist, das ein solches Gesetz 
schaffe - damit gehöre es zu den .Spit- 
zenreitern im Streben nach mehr Transpa- 
renz und damit mehr Demokratie". Der Kaa- 
iitionsentwurf stelle den ausgereifteren Ent- 
wurf dar, urteilte der Minister, der CDU-An- 
trag lasse viele Wünsche offen. Es sei auch 
der falsche Ansatz, befand Behrens, das 
Umweltinformationsgesetz des Bundes 
zum Muster für ein alle Bereiche betreffen- 
des lnformationsfreiheitsgesetz zu nehmen. 
Der Entwurf der Koalition verzichte weitge- 
hend auf Abwägungsklausein und unbe- 
stimmte Rechtsbegriffe, die im CDU-Text 
weithin enthalten seien und den Verwaltun- 
gen das Leben mit dem Gesetz schwer ge- 
macht hätten. Da es bestimmte Beschrän- 
kungen geben müsse, würden alle Ausnah- 
meklauseln präzise und abgestuft aus- 
geführt. Besonders schwierig sei da die Ab- 
wägung bei personenbezogenen Daten und 
lnformationsfreiheit. da gebe es einerseits 
ein gewisses Spannungsverhältnis. aber 
auch eine gemeinsame Zielrichtung. Die 
Konstruktion eines Gegensatzes zwischen 
Datenschutz und Informationsfreiheit halte 
aber einer genaueren Uberprüfung nicht 
stand, zeigte sich der Minister überzeugt, er 
werde im vorliegenden Koalitionsgesetzent- 
wurf aufgelöst So sei die Zustimmung des 
Betroffenen Voraussetzung, dass personen- 
bezogene Daten zugänglich gemacht wer- 
den dürfen. Nach zwei Jahren, so Behrens 
zum Schluss, werde die Landesregierung 
sorgfältig prüfen. „ob sich diese Regelung 
bewährt hat". 

Konstentinos Vreitos (l.), Vizepräsldent des griechischen Parlaments, hat sich in das Besucherbuch des Land- 
teos einoefreoen (Bild) und anlässiich des Besuchs seiner Deleoafion die Verdienste von LendtaoSDräSident 
~ k c h  Sihmidt (r.) türdie intensive Pflege und den Ausbau de;politischen Beziehungen zum Gchischen 
Parlament und zu anderen Insbtbr~onen Gnecnenianos gewurdigr Als Anerkennung uberreichte Vretlos dem 

Theodor Kruse (CDU) Zeigte sich dankbar Prasidenten die Gedenkmünze. die aus Anlass oes 150-iahrioen Jub~laums der oriechischen Vertessuna oe- - - 
dafür, dass es die Koalition gescham habe, prägt wurde undzum ersten Mal an einen Politiker auße;halb~riechenlands verliehen worden ist. 
noch vor der Sommerpause einen Entwurf Foto: Schälte 
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Vor 20 Jahren: Majdanek-Prozess gegen Angehörige der SS 

Urteil des Landgerichts Düsseldorf fand internationale Beachtung 
In der Düsseldorfer Gerichtsverhandlung, 
die im November 1975 begann und in der 
16 ehemaligen SS-Leuten für ihren ,.Dienst' 
im Konzentrations- und Vernichtungslager 
Majdanek der Prozess gemacht wurde, wur- 
den am 30. Juni 1981 die Urteile verkündet. 
Der Prozess und die Urte/!e führten zu hefti- 
gen Diskussionen in der Offentlichkeit. 
Majdanek bei Lublin in Polen war im Juli 
1941 auf einen Befehl Heinrich Himmlers 
hin ursprünglich als Lager für die sowjeti- 
schen Kriegsgefangenen errichtet worden. 
Daneben sollte das Lager auch als SS- und 
Polizeistützpunkt dienen. eines von vielen 
im „neuen Ostraum'. So hieß das Lager of- 
fiziell bis Februar 1943 .,Kriegsgefange- 
nenlager der Waffen-SS Lublin". Inoffiziell 
wurde das Lager aber auch von Anfang an 
in die nationalsozialistische Vernichtungs- 
maschinerie mit einbezogen. Vom Oktober 
1941 bis zur Befreiung durch die sowjeti- 
sche Armee am 22. Juli 1944 kamen an 
die 500 000 Personen aus 28 Ländern in 
das Lager Von den insgesamt 250000 
Menschen, die dort starben, kamen 60 Pro- 
zent durch Hunger, Erschöpfung, Krankheit 
und Folter um. Die restlichen 40 Prozent. 
also 100000 Menschen, wurden in sieben 
Gaskammern, an zwei Galgen und durch 
Massenerschießungen ermordet sowie in 
zwei Krematorien verbrannt. Die Opfer wa- 
ren 100000 Polen, 80 000 Juden, 50000 
sowjetische Bürger sowie 20000 Men- 
schen aus anderen Ländern. Nach den 

neuesten Schätzungen sollen sogar in 
dem Lager anderthalb Millionen gestorben 
sein. 
Kurz vor der Befreiung vernichteten die Na- 
tionalsozialisten alle Dokumente und einige 
der Gebäude. Die Gaskammer und ein 
Großteil der Gefangenenbaracken blieben 
erhalten. Die Vernichtung der Dokumente 
erschwerte im Nachhinein die Beweisfüh- 
rung. Es fanden nach dem Krieg insgesamt 
drei Untersuchungen und Gerichtsverhand- 
lungen statt. Aus Mangel an Beweisen wur- 
den von den 1300 Angehörigen des La- 
gerpersonals nur wenige vor Gericht ge- 
stellt oder verurteilt. 
Die Sowjets konnten bei der Befreiung der 
1000 Gefangenen auch noch sechs der 
Wachmänner festnehmen. So wurde die 
erste Untersuchung im gleichen Monat der 
Befreiung (Juli 1944) von einer polnisch- 
sowjetischen Kommission begonnen. Uber 
die Beteiligung dieser sechs SS-Männer an 
den nationalsozialistischen Verbrechen 
wurden 1944 in Lublin Gerichtsverhandlun- 
gen durchgeführt. Bevor die Richter im No- 
vember 1944 die Urteile verkündeten, be- 
gingen zwei der Angeklagten Selbstmord. 
Die anderen vier SS-Männer wurden zum 
Tode verurteilt. 
Zwei Jahre später begann ebenfalls in Lu- 
blin der zweite Prozess gegen 95 SS-Ange- 
hörige, viele dieser Menschen waren Wach- 
posten im Lager Majdanek gewesen. Die 
Kommandantin der Frauen-Lagers und 

sechs andere Angeklagte wurden 1948. 
nach zweijährigem Prozess, zum Tode ver- 
urteilt. Die anderen erhielten lebenslange 
Gefängnisstrafen. 
Der dritte und bis heute letzte Prozess fand 
in den siebziger Jahren vor dem Land- 
gericht Düsseldori statt. Dieser so genannte 
Düsseldorfer Majdanek-Prozess ging von 
1975 bis 1981 und sollte wegen seiner Dau- 
er, 474 Sitzungstage. der längste Prozess 
der Nachkriegsgeschichte werden. Der Vor- 
sitzende der 17. Großen Strafkammer des 
Landgerichts Düsseldorf war Richter Günter 
Bogen. Der Staatsanwalt Dieter Ambach 
hatte die Anklage geführt. Die Urteilsver- 
kündung dauerte zehneinhalb Stunden. 
Nach über 30 Jahren waren bereits viele 
Angehörige der Lagerbelegschaft gestor- 
ben und andere wiederum konnten nicht 
eindeutig als Verdächtige eingestuft wer- 
den. 16 dieser Menschen. elf Männern und 
fünf Frauen wurde aber der Prozess ge- 
macht. Unter anderem sollen diese Perso- 
nen an organisierten Massentötungen be- 
teiligt gewesen sein, wie etwa an der 
„Kinderaktion" von Mai bis September 1943, 
wo Kinder vor den Augen der Mütter ver- 
laden und in die Gaskammer geschickt wur- 
den. Ein anderes Mal, während des zyni- 
scherweise so genannten „Erntefests" vom 
2. November 1943, kam es zu Massener- 
schießungen in Lublin, wobei allein in Maj- 
danek 17 000 Juden starben. Eine andere 
Besonderheit des Majdanek-Prozesses war, 
dass es das erste und einzige NS-Verfahren 
war. in dem weibliche Laaerbedienstete vor 
einem deutschen ~ e r i c h i  standen. 
Eine der Hauptangeklagten war Hermine 
n .-..L 0 --....-A..:..-- 0:- :.. 
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dem Konzentrationslager die stellvertreten- 
de Schutzhaftlaaerfuhrerin des Frauen-La- 

1 aers .die für ihre~rutalität. auch an Kindern 

Ins NachbarlandRheinland-Pfalz führfe in diesem Jahr die Studienfahrf der Vereinigung ehemaliger Mit- 
glieder des Landtags Nordrheln-Westfalen. Ausgehend vom Standon Deldesheim, wurden die Sfddte 
und die Dome von Speyer und Worms besichtigt. Sachkundige Führungen brachten den rund 93 Mit- 
gliedern derßelsegruppe Vielfalt und .Schönheit des ~achbarländes näher. Höhepunkt der Reise war die 
Fahrf in die Landeshau~tstadt Mainz, wo am rheinland-~lällischen Verfassunastao mit ehemaliaen Ab- - - 
geordneten des ~ a i n ; e r  Landtags politische Begegnungen stanfanden und unter dem vorSitz von 
Staatsminister a. D. Dr. Roll Krumsiek neue Kontakte geknüpft werden konnten. Einen besonderen Ak- 
zent erhielten die Gespräche durch die Tatsache, dass gleichzeitig das Präsidium und der Ministerprä- 
sident gewählt wurden. in Mainz nahmen die nordrhein-wesffälischen Besucher an einer Meditation zu 
den weltberühmten Chagall-Fenstern in SI. Stephan teil. Eine weitere Station war das Hambacher 
Schloss, wo eine Aussfellung die demokratische Entwicklung in Deutschland nachzeichnet and veran- 
schaulicht. Foto: M. Heinemann 

ünd  rauen, bekannt war. Sie wurde von den 
Gefangenen „Kobyla, die Stute von Majda- 
nek" genannt, weil sie mit ihren eisenbe- 
schlagenen Stiefeln die Gefangenen trat 
und dazu noch mit der Peitsche auf sie 
drosch. Die anderen Angeklagten waren der 
Hauptsturmführer und Schutzhafilagerfüh- 
rer Hermann Hackmann. der Lagerarzt 
Heinrich Schmidt und die SS-Angehörige 
Hildegard Lächert. 
Bei den Gerichtsverfahren, wo 340 Zeugen, 
darunter 215 ehemalige Häftlinge angehört 
wurden. fielen die Urteile unterschiedlich 
aus. ~ u n f  Angeklagte wurden mangels Be- 
weisen freigesprochen. Die verbliebenen 
Angeklagten. sechs Männer und zwei Frau- 
en, wurden in einem Fall (Hermine Ryan) zu 
lebenslanger Haft und zu sieben Freiheits- 
strafen zwischen drei und zwölf Jahren ver- 
urteilt Ein Angeklagter verstarb während 
der Verhandlung, ein anderer war verhand- 
lungsunfähig geworden. 
Ein breites öffentliches Interesse und De- 
monstrationen begleiteten den Prozess. 
Das Strafmaß wurde von vielen Beobach- 
tern als zu niedrig empfunden. International 
wurden die Urteile zum Teil heftig kritisiert. 
1985 macht Eberhard Fechner einen Film 
über den Prozess. Mittels Zeugenaussagen 
wird in dem Bericht „Der Prozess - Eine 
Darstellung des Majdanek-Verfahrens in 
Düsseldorf" in einem viereinhalbstündigen 
r,--;.-;t-. Am, X..--- .;,.., C,."..,.. P-,.,....-.. 
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„Frauen haben im Umgang mit dem lnternet 
einen eher pragmatischen Ansatz. Blinken- 
de Banner Öden sie an, technische Spiele- 
reien halten sie für übertlüss~g. Frauen su- 
chen Nutzwert, denn sie haben keine Zeit zu 
vertrödeln", heißt es in der Information. Mit 
.www.frauenNRW.de" könnten Bürgerinnen 
sich einen schnellen Uberblick verschaffen 
und unmittelbar Kontakt aufnehmen zu den 
beteiligten Einrichtungen. Auch könnten die 
im Netz erfassten Einrichtungen untereinan- 
der kommunizieren. Das ForÜm funktioniere 
wie ein .Schwarzes Brett". Das F r a ~ e n ~ ~ r t a l  
werde auch bei Einsätzen im ~rauenbus .Li- 
nie I' genutzt, teilt die Frauenministerin mit 
Vor einem allgemeinen Such-Link befinden 
sich die beiden Links "Einrichtungen" und 
,JnternetadressenU. Beide haben ein ähnli- 
ches Inhaltsverzeichnis mit Sparten wie: All- 
gemeine Frauenberatung, Familie und Beruf. 
Frauenforschung. Frauennetzwerke, Frauen 
mit Behtnderunaen. Gesundheit. Gewalt ae- 
gen Frauen, ~l~ichsteilun~s~olit ik. ~ e s b h ,  
Mädchen, Seniorinnen. Außerdem gibt es 
Links für .Aktuelles" und „Service". 

Schnelle Information durch www.frauenNRW.de 

Bürgerinnen haben weniger Zeit zum Surfen 
Dem Ausschuss für Frauenpolitik und dem Medienausschuss stellte Frauenmmisterin Birgit 
Fischer Anfang Juni den Start des lnternetportals für Frauen vor (Information 13/210). Das 
lnternetportal ..frauenNRWu erleichtert den Zugang zu trauenspezifischen Informationen. Es 
wurde aemeinsam mit landesoeförderten Einrichtunoen und den kommunalen Gle~chstel- 
lungsstelien enhvickelt. ~angfistig soll das ~rauen~o2al  vom Ministerium abgekoppelt wer- 
den und auf eigenen Beinen stehen. 

Schon im Mai stellte Ministerin Fischer das Der Ausschuss für Arbeit Gesundheit, So- 
Projekt SeniorenOniine" vor (Vorlage ziales führt im Frühjahr 2002 eine Anhörung 
13/720). Das Projekt SOL soll das lnternet zum Thema "Senioren und neue Medien" 
fur Senioren zugänglich machen und ihnen durch. Dieses Thema ist auch in einer 
den Einstiea erleichtern. ..SeniorenOnline" GmOen Anfraae .Leben im Alter" IDrs. 
soll helfen. psychologische Hemmschwel- 
len und technische Barrieren zu überwin- 
den und ältere Menschen auf ihren ersten 
Schritten begleiten. Aufgebaut wurde das 
EDV-gestützte Netzwerk vom Kuratorium 
Deutsche Altershilfe, dem Evangelischen 
Verband für Altenarbeit im Rheinland und 
der Gesellschaft für Gerontotechnik. 

13/1279) enthalten, die die S ~ ~ i ~ r a k i o n  
Anfang Juni im Landtag eingebracht hat. 
Aus der Antwort der Landesregierung er- 
hofft sich die SPD vor allem Aufschluss über 
Lebensbedingungen, Ansprüche und Hand- 
lungsfelder der älteren Menschen in NRW. 
Im ersten Abschnitt geht es um .,Altersbil- 
der" in der Gesellschaft .Was ist Alter?". 

Wirtschaftsausschuss I Anhörung zum Elektronischen Handel 
Nahrungsmittelkontrolle I Zentrale Sicherung digitaler Unterschriften 
und Vertragsnaturschutz I Der Ausschuss für Innere Verwaltung und Verwaltungsstrukturreform (federführend) hört 

am 6. September Sachverständige zum SPD-/GRÜNE:Antrag "Neues e-medium nutzen - 
Der Wirtschattsausschuss lehnte in der von I Wertschö~funo am Standort NRW beschleunioen" lDrs. 13/712) an. Auch der mitberatende 
Dr. Linssen (CDU) geleiteten ~irtschaitsau~schuss benennt Fragen und winsche für sach&rständige. wurde in der Sit- 
zung am 13. Juni den FDP-Antrag wEinfüh- zung am 13. Junr vereinbart. D,e CDU-Fraktion hat einen EntschlielPungsantrag dazu vorge- 
rung eines AGRO-AUDITS - Mehr Ouali- I h,, lnprjrj) 
tätssicheruno und Übersicht in der Nah- I '-'- '-' -‘ . -. . --' 

rungsmittelh'ersiellung' (Drs. 1311 1 15) bei 
Enthaltung der CDU und den FDP-Antrag 
.Naturschutz: Weniger ist mehr' (Drs. 
13/1121) ab. 

In dem vierseitigen Antrag zur Qualilätssi- 
cherung in der Nahrungsmittelherstellung 
verlangt die FDP, die „gläserne Produktion" 
in der Landwirtschaft umzusetzen, und zwar 
durch ein auf NRW bezogenes, freiwilliges 
Zertifizierungssystem .AGRO-AUDIT'' und 
durch ein EU-Qualitätssiegel „AGRICOLA- 
NRW" mit Kontrollen und Prüfbestimmun- 
gen. Dadurch sei verlorenes Vertrauen 
zurückzugewinnen bei Unternehmen der 
Tierzucht, des Tierhandels- und -transports, 
der Funer- und Lebensmittelherstellung, 
von Schlacht- und Kühlhäusern und in 
Großküchen. In vielen Produktions- und 
Dienstleistungsbetrieben sei ein solches 
Audit bereits Praxis. Für die Agrarkontrolle 
könnten es die Landwirtschaftskammern 
entwickeln. Nach Einführung von JGRO- 
AUDIT" könnten die Verbraucher besser 
entscheiden, welche Lebensmittel sie ein- 
kaufen, meinen die Antragsteller. 
Den FDP-Antrag .Naturschutz: Weniger ist 
mehr" (Drs. 13/1121) lehnten SPD und 
GRÜNE ebenfalls ab. Die FDP plädiert dafür, 
stan weiterer Schutzausweisung. die im be- 
völkerunasreichsten Land nicht akze~tabel 
sei. die -vorhandenen Schutzgebiete tat- 
sächlich zu entwickeln. Ein freiwilliger Ver- 
tragsnaturschutz garantiere intensivere 
Landschafts~fieae und biete mehr Raum für 
nachhaltige ' ~ r z e u ~ u n ~ .  Die CDU hielt die 
Uberschrift für irreführend und die Feststel- 
lung für falsch, „weitere zehn Prozent" der 
NRW-Landesfläche sollten unter Schutz ge- 
steilt werden. Die FDP sagte zu, Titel und 
Antragswortlaut im federführenden Land- 
wirtschafisausschuss zu ändern. 

In ihrem Antrag setzen sich die Koalitions- 
fraktionen dafür ein, den elektronischen Da- 
tenaustausch in der Verwaltung und in der 
Wirtschaft zu beschleunigen und die 
Rechtssicherheit beim Datenaustausch zu 
erhöhen. Digitale Unterschriften müssten 
dafür eigenhändigen Unterschriften gleich- 
gestellt werden. Der Aufbau eines ,;Trust- 
Center" sei dafür notwendig, das die Signa- 
turschlüssel vergebe und korrekt zuordne. 
Die CDU-Fraktion verlangt in ihrer Ent- 

Schließung ein Gesetz zur Erprobung elek- 
tronischer Bürgerdienste unter Verwendung 
der digitalen Signatur. Außerdem sollen 
sämtliche Standard-Prozesse der kommu- 
nalen und Landesverwaltung daraufhin 
überpruft werden, ob sie mit Hilfe von e-Go- 
vernment beschleunigt und kostengünstiger 
erledigt werden können. Ferner solle sich 
die Landesregierung auf Bundesebene für 
bundeseinheitliche Rahmenbedingungen 
einsetzen. 

Dele lur die kunfiige Enfwlcklung der Rlmförderung im Lende Lre, 1s .Je, ieue Gescheits~uhrer der filmsbf- 
tuna NRW M chaei Schmrdt-Osoach (I ). dem Medienausschuss unter dem Vorsrtz von Weudre Nell-PeuliSPD. . . .  
r.) vor. In der letzten Sitzung des Ausschusses ging es auch um den von allen Fraktionen vorgelegten Antrag 
zur Stärkung der Medienkompetenz, der einstimmig beschlossen wurde. Ziel des Antrags ist es, Nordrhein- 
Westlden verst8rkt zu einer Modellregion für die Förderung und Vermittlung von Medienkompetenz zu ma- 
chen. Foto: Schillre 
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Unterausschuss Metrorapid 

Trassenprüfungen 
und Machbarkeit 
Im Unterausschuss Metrorapid des Ver- 
kehrsausschusses benchteten in der von 
Gerd Wirth (SPD) geleiteten Sitzung am 30 
Mai Staatssekretar Jorg Hennerkes uber 
den Sachstand bei der .Task Force" (etwa. 
Schwerpunktaufgabe) und Gunter Scherrer 
vom lngenieurburo Spiekermann dber die 
Machbarkeitsstudie Die Fraktionen hatten 
Themenlisten vorgelegt Ahnbch wie der 
von Wolfgang Drese (SPD) geleitete SPD- 
Arbe~tskreis Metrorapld mochten auch dre 
anderen Fraktionen ~m nachsten Halblahr 
Fragen zur Technologie und zur Umwelt 
einschließl~ch von Vergleichen mit Konkur- 
renzverbindungen (/CE und Regionalex- 
press), das Prolektmanagement und den 
Trassenverlauf behandeln. Irn CDU-Fragen- 
katalog beftndet sich noch der Hinweis, in  
den letzten Jahren seien mit offentlichen 
Mitteln zahlreiche Schienenverbindungen 
im Rhein-Ruhr-Raum ausgebaut worden Es 
sei zu klaren, ob sich diese im Bereich D~is- 
seldorf-Dortmund nun als Fehlinvestitio- 
nen e m s e n  worden, meint der CDU-Ar- 
beitskre~s (Sprecher Helnz Hardt). Auf 
Wunsch der FDP (Sprecher Chnstof Ra- 
sche) sollen die Vorteile des Metrorapid 
herausgearbeitet und dessen Integration in 
bestehende Nahverkehrssysteme darge- 
stellt werden Die FDP mochte auch Wirt- 
schaftl~chke~tsdaten und Informationen 
uber Invest~t~onsauss~chten fur einzelne 
Wirtschafisbranchen erhalten 

,Wir mochten das aber trotzdem tun", sagte 
Staatssekretar Hennerkes, nachdem er mit- 
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. Trassenbündelung' nennen die Planer das Vorha- 
ben, den Metrorap~d-Fahrweg entlang von vorhan- 
denen Bahnstrecken oder Straßen weitgehend 
ebenerdig zu führen. Der Metrorapid werde sich 
.nahtlos in die Stadtlandschait einfugen: verheißt 
die Werbabroschure der Prolekt Ruhr GmbH 

geteilt hatte. dass der Umgang mit Informa- 
tionen uber die Machbarkeit vor Ort, die das 
Land vom Bund erhalte, seitens des Bundes 
nicht erwunscht sei Die Landesregierung 
wolle vor Ort informieren Im Unteraus- 
schuss und im Beirat wurden die gleichen 
Informationen verteilt. Peter Eichenseher 
(GRUNE) begrußte die Außerungen und 
wies darauf hin. dass NRW funf Milliarden 
Mark zahlen wolle, wahrend der Bund sich 
noch nicht .bewegeM Fur die GRUNE-Frak- 
tion bat er darum, dem Unterausschuss alle 
Materialien vollstandig zur Kenntnis zu ge- 
ben 
Chefingenieur Scherrer erlauterte anschlie- 
ßend das Ziel und den geplanten Ablauf der 
Machbarkeitsstudie, die im Januar 2002 vor- 
liegen soll Er teilte mit, dass die Verlange- 
rung der NRW-Strecke zum Flughafen Dort- 
mund und ein Haltepunkt Mulheiml Ruhr in 
die Untersuchungen einbezogen wurden 
Hierzu meinte Peter Eichenseher (GRUNE), 
die zusatzliche Strecke DortmundlHaupt- 
bahnhof - Flughafen bedeute ein Sechstel 

Nach Polen hat eine Studienreise auf Einladung dar polnischen Botschafl sieben Landtagsabgeordnete 
gelührt Die Mitglieder der deutsch-pololnischen Parlamentanergruppe -auf dem Bildsindzu sehen V 1 n r 
Kar1 Peter Brande1 (FDP), Bernhard von Grunberg (SPD), Delegalionsleiterin und Landtagsvizepr~sidentin 
Edith Müller, Ute Koczy (beide GRÜNE), Volkmar Klein (CDU) und Wolfgang Warner(SPD), teilgenommen 
hat auch Hagen Jobi (CDU) - debaniertan wshrend des sachstägigen Besuchs uber den Beitrin Polens 
zur EU. uber Fragen der w~rtschaitlichen Zusammenarbeit mit NRW und über das beiderseitige Verhaltnis 
zwischenPolen und Deutschland Die Parfnerregion Schleaen und die Stadt Krakau wurden besucht Den 
Abschluss bildeten die ehemabgen KonzentrationslagerAuschwitz und Birkenau, wo die Delegation Kran- 
ze niederlegte und die neue Ausstellungshalle besichtigte, die mit Unterstützung der Bundeslander er- 
richtet werden konnte 

der Gesamtstrecke und sei bei Kosten von 
vier brs sechs Milliarden Mark nicht finan- 
zierbar Koln verfuge dagegen uber das 
großte Fahrgast-Potential und durfe nicht 
ausgeblendet werden. Das Ingenieurburo 
prufe dle Machbarkeit der Strecke Dussel- 
dori-Koln nicht, wurde ihm geantwortet 
Zum Zeitziel Fußball-Weltmeisterschaft 
2006 bemerkte Heinz Hardt (CDU), die Stre- 
cke fuhre am Austragungsort Gelsenkirchen 
vorbei Es konne zu Umsortierungen in der 
Nutzung von Gleisen kommen, sagte Scher- 
rer zu seiner Frage nach der S-Bahn-Stre- 
cke Dusseldori-Duisburg. Auf seine weitere 
Frage erfuhr der Unterausschuss, dass die 
potentiellen Betreiber des Metrorapids schon 
als Mitglieder im Beirat vertreten seien Ger- 
hard Wachter (CDU) wurde mitgeteilt, dass 
die Deutsche Bahn AG bereit sei, zusam- 
men mit anderen Gesellschaftern den Me- 
trorapid zu betreiben Charloiie Kann (SPD) 
sprach Ergebnisse der Beiratssitzungen vor 
Ort an und verlangte Auskunft daruber, wie 
diese Eingang in die Machbarkeitsstudie 
fanden Nach Auskunft des Staatcsekretars 
ist auch noch unklar, ob der Finanzierungs- 
anteil des Bundes (4,7 Milliarden Mark) auf- 
geteilt werde fur den Fall, dass sowohl in 
NRW als auch in Bayern eine Metrorapid- 
strecke gebaut werde 
Uber die .Task Force" und die mogliche Li- 
nienfuhrung hat Verkehrsminister Ernst 
Schwanhold den Unterausschuss auch 
schriftlich informiert (Vorlagen 131645,171 3 
und 1733) Errechnet laut seinem Vortrag im 
Beirat mit 25 bis 30 Millionen Fahrgasten 
und einem Bestellerentgelt von 15 Mark pro 
Zugkilometer Schwanhold kundigte die Ver- 
knupfung von drei Flughafen und vier Mes- 
sestadten an Im Projektbeimt sind laut der 
Vorlage der Bund, die Lander NRW und 
Bayern, das Eisenbahnbundesamt und Be- 
treiberfirmen vertreten. Der Beirat tagt mo- 
natlich zunachst nichtoffentlich in den Stad- 
ten an der geplanten Strecke, wo der lokale 
Trassenverlauf vorgestellt und besichtigt 
wird. 
Im Beirat hatte als Mitglied der fruhere 
NRW-Verkehrsminlster Franz-Josef Kniola 
bei der Er6rterung konkreter Arbeitsthemen 
darauf hingewiesen, dass fur die Bayern- 
Strecke (Flughafenanbindung) wesentlich 
hohere Entgelte diskutiert wurden. Fur NRW 
musse uber die Differenz zwischen Einnah- 
meerldsen und Kosten beraten und be- 
schlossen werden Ferner durfe es keine 
Ausfalle geben. da die Passagiere in NRW 
ohne Ausweichmoglichkeit auf den Metrora- 
pid als kunftigem Ruckgrat des Regional- 
verkehrs angewiesen sein wurden Fur den 
Zusatzverkehr zu den Metrorapid-Bahnho- 
fen mussten Parkplatze bereitgestellt wer- 
den. 
Die Projekt Ruhr GmbH ist mit der Offent- 
Iichkeitsarbeit zum Metrorapid beauftragt 
worden Zu einer "unhaltbaren und rufscha- 
digenden" Anmerkung in ihrer Broschure 
(Vorlage 131645) erreichte den Verkehrs- 
ausschuss inzwischen die Stellungnahme 
eines als unqualifiziert angegriffenen Ver- 
kehrsberatungsburos (Zuschrift 13/702) 
Das Buro erlautert, es empfehle seit 1997 
als einzig sinnvollen Einsatz des Transrapid 
den Regionalverkehr, und beim Flughafen 
Koln/Bonn werde seine „innovative Ver- 
kehrsberatung" angenommen und die von 
ihm vorgeschlagene ICE-Trasse realisiert 
Als nachsten Sitzungstermin fur den Unter- 
ausschuss Metrorapid des Verkehrsaus- 
schusses vereinbarten die Frakionen den 
21 August 
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Private Sachverständige klagen über unlauteren Wettbewerb durch Bauämter 
Die nach der geltenden Landesbauordnung dingungen vollziehen können. Wo es diesen solche Fälle jedenfalls nicht bekanntu, 
mögliche Konkurrenz zwischen privaten direkten Wettbewerb, etwa im Bereich der merkte Müller an. Zur Lösung des Pro- 
Sachverständigen und Beschäftigten der Prüfung der Standsicherheit eines Gebäu- blems schlug er für Paragraf 68 die For- 
kommunalen Bauverwaltung bei Gutachten des, gebe, da trete diese Konkurrenz in mulierung vor, dass die Bauaufsichts- 
für Standsicherheit, Schall- und Warme- spürbarem Umfang auf und sei zudem ver- behörde die Nachweise zur Standsicher- 
schutz sowie Brandschutz eines Neubaus zerrt, .da die Behörden mittels Preisvorteil heit oder zum Schallschutz oder zum bau- 
stand am 18. Juni im Mittelpunkt einer von und Amtsbonus klare Vorteile gegenüber lichen Brandschutz nur dann prüft .wenn 
CDU und FDP beantragten öffentlichen An- Sachverständigen anbieten können". die Durchführung des Sachverständigen- 
hörung des Städtebauausschusses unter Für die Bundesingenieurkammmer wies ihr verfahrens wegen fehlender zeitlicher oder 
der Leitung von Gisela Walsken (SPD). Hier Sprecher, Dipl.-lng. Klein, auf die Vor- räumlicher Verfügbarkeit der oder des zu 
klagen die Institutionen der Architekten, reiterrolle und die Vorbildfunktion Nord- beauftragenden Sachverständigen nicht 
Baumeister und Ingenieure über Wettbe- rhein-Westfalens in Sachen Bauordnung möglich ist und entsprechend qualifiziertes 
werbsverzerrungen, die die freiberuflich tä- hin: Wenn die Landesbauordnung NRW no- Personal in ausreichender Kapazität vor- 
tigen, staatlich anerkannten Sachverständl- velliert werden sollte, dann sei dies die handen ist". Die Sachverständigenbüros 
gen benachteiligten. Richtschnur für andere Bundesländer. Das vertrauten darauf. dass die Uhr nicht zu- 

Rechtsinstitut des staatlich anerkannten rückgedreht werde, das sei auch eine Fra- 
Peter Dübbert von der Ingenieurkammer- Sachverständigen sei aus der Landesbau- ge der Glaubwürdigkeit von Politik. 
Bau NRW legte den Abgeordneten die Er- ordnung in die Musterbauordnung über- Als letzter Sprecher der Anhörung verwies 
gebnisse einer Umfrage unter den Mitglie- nommen worden, betonte Klein und bemän- der Kölner Architekt Reinhard Jo Billstein 
dern der Kammer vor. Danach gebe es die gelte. der natürliche Kostenvorteil der kom- vom Verband Deutscher Architekten auf ei- 
so genannten "weißen Flecken" auf der munalen Bauaufsichtsämter (keine Mehr- ne Verlautbaning des Bauaufsichtsamts 
Landkarte der Sachverständigen nicht - wertsteuer) sei nicht gerade eine gute Wer- seiner Heimatstadt zum vereinfachten Bau- 
dies Argument werde on von denen ange- bung für die Einführung staatlich anerkann- genehmigungsverfahren. Da finde sich die 
führt, die von der Notwendigkeit eines be- ter Sachverständiger. Die besäßen auf Formulierung, dass das Amt einem Antrag 
hördlichen Angebots sprechen. Darum Grund ihrer Ausbildung in der Regel mehr zur Prüfung des Nachweises des Schall- 
könnte die Bestimmung der Landesbau- Kompetenz; wenn die Prüfungen im priva- und Wärmeschutzes sowie der Statik durch 
ordnung. die eine solche Konkurrenz zwi- ten Bereich durchgeführt würden. sei damit das Bauaufsichtsamt Köln .gerne ent- 
schen Privaten und Behörden in diesem auch ein höheres Maß an Verbraucher- spricht'. Es werde auf den Zeitgewinn und 
Segment ermögliche (Paragraf 68 Abs. 5), schutz gegeben. Klein schlug vor, im Rah- die Kostenersparnis für den Bauherren hin- 
ersatzlos wegfallen. Dann würde sich der men eines Artikelgesetzes den umstrittenen gewiesen und zugleich darauf verwiesen, 
Wettbewerb unter gleichen und fairen Be- Paragrafen 68 Abs. 5 zeitlich zu befristen, dass ein Prüfungsantrag beim Brandschutz 

„damit wäre allen geholfen". nicht gestellt werden sollte, .da die Bauauf- 
Der S~recher des Bundes Deutscher Bau- sichtsbehörde Köln diesem aus oersonellen - , ~  -~ ~ - .  ~ ~~ ~ - 

meister, ~ r c h i t h e n  und Ingenieure, Ste- ~ründen in der ~ e g e i  nicht entsprechen Sieaesserie des phan Müller, bedauerte, dass die Behör- kann". Billstein verlangte, den Paragrafen 68 - 
denseite zur Anhörung nicht geladen sei: Abs. 5 zu streichen oder den Architekten 

FC Landtag hält Die kommunalen Spitzenverbände könn- und Ingenieuren die Mehrwertsteuerpflicht 
ten sicher den Umfana der Einschaltuna zu erlassen. um .unlauteren Wettbewerb" 

Gegen eine Presseauswahl der Stadt Duis- der Ämter mit Zahlen belegen und die SO; mit ~ o l l e ~ e n  zu v&meiden. an die sehr ho- 
burg konnte die Mannschaft des FC Land- ge belegen, ob es durch den Mangel an he Qualifizierungsansprüche gestellt wür- 
tag in ihrem dritten Spiel den dritten Sieg Sachverständigen im Lande Verzögerun- den. was njcht in gleicher Weise bei den 
verzeichnen. Auf dem Rasen von Victoria aen bei Bauvorhaben oebe - .uns sind staatlichen Amtern aeaeben sei. - " " "  
Buchholz in Duisburg nahm die SPD-Land- 
tagsabgeordnete Charlotte Kann in ihrer 
heimatlichen Umgebung den Anstoß vor 
Die Vertreter der schreibenden Zunft. die 
aufgrund ihres geringeren Durchschnitlal- 
ters zu Beginn ein schnelles Kombinations- 
spiel entfachten, scheiterten an der gut ge- 
staffelten Abwehr um Wolfgang Euteneuer, 
Hans Kran. Carsten Herlitz und dem Vor- I 
stomer christof Rasche sowie an den si- I 
cheren Paraden von Keeper Jupp Siebert 
Gleich nach der Halbzeit ging die Presse- 
auswahl jedoch mit 1 :0 in Führung. Jetzt 
zeigte sich die Moral und die Routine der 
Düsseldorfer Parlamentarier. Debütant Rolf 
Jäger im linken Mittelfeld kombinierte mit 
seinem Duisburger CDU-Kollegen Thomas 
Mahlbera so aekonnt. dass Norbert Stiens s.. - 
nach eiRer F?anke erfolgreich zum Aus- 
gleich einköpfen konnte. Thomas Mahlberg 
war es dann auch, der einen Fehler des 
gegnerischen Torwarts beherzt ausnutzte 
und das 2: 1 markierte. Den Abschluss, 
nach einer gekonnten Kombination und ei- 
ner Flanke durch Christof Dicke von der 
rechten Seite vollendete Thorsten Jüngling 
zum verdienten 3 : 1 Sieg. 
Es hätte das Tor des Monats werden kön- 
nen, als der Mannschaftskapitän Günter 
Langen nach einem Doppelpass eine Steil- 
vorlage aufnahm, auf und davon lief und den 
Ball gekonnt über den herausstürmenden 
Torwart hob. Von der lnnenkante der linken 
Torecke sprang der Ball jedoch ins Feld zu- 
rück; wahrscheinlich deshalb, weil ein 4: 1 
doch ein wenig zu hoch ausgefallen wäre. 

Ais erstes Bundesland in Deutschland hat Nordrhein-Westfalen ein von allen vier Fraktionen im Landtaci ae- 
tragenes integrationskonzept vorgelegt. Am 19. Juni stellten die Obleute Im Ausschuss für ~l~retionsa&&- 
genheiten (Vorsitzende Brina Aitenkamp-Nowicki, SPD) in der Landespresiekonferenz (siehe Bild) den ge- 
meinsamen Antrag .lnteqrationsoffensive Nordhein-Wesffalen'(0rs 13/1345) vor end erl6uhrlen den Inhalt. 
So werden umlasiende~nreize zur Ouerschninsaufgabe lntegration der verschiedenen und gleich zu be- 
handelnden Zuwanderergruppen gefordert und festgestellt: .Integration ist nicht Assimilation.' Wenn Konflik- 
ta entstünden, müsste sie nach demokratischen Spielregeln gelöst werden. Mdglichst alle Migrentenkinder 
sollten Tageseinrichtungen besuchen; in ~usammanarbiit mit den ~esundheit&imtern sollten so früh wie 
mdoiich alle. deutsche wie ausländische Kinder auf Sorachdafizite untersucht werden denn .der Wea zu ei- 
ner-erf~i~reichen Integration wird maßgeblich durch das Erlernen der deutschen sprach9 bestimmta. I Unser 
Bild zeigt V. i. n. r.: Dr. Ute Dreckmann (FDP), Wiili Zylajew (CDU), Vers Dedenwala (SPD) und Jamel Karsli 
( G R ~ N E ) .  Foto: Schake 
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Reform der überörtlichen Gemeinde- 
prüfung entlastet Kommunen 
Die Zuständigkeit für die überörtliche Ge- 
meindep~f~ng. die bisher bei den 31 Gemeinde- 
prüfungsämtern, den Landräten und fünf Bezirks- 
regierungen liegt, soll nach einem Beschluss der 
SPD-Landtagsfrektion auf eine landesweit zusiän- 
dige Gemeindeprüfungsanstalt übergehen. .Ihr 
Schwerpunkt soll sich weg von Rechtmäßig- 
keitsprüfung im Einzelfall. hin zu einer partner- 
schaftlichen Beratung verschieben". erläuterte 
Heinz Wirtz. kommunalpolitischer Sprecher der 
SPD-Landtagstraktion, Dabei sollten Fragen der 

Vernichtende Bilanz nach einem 
Jahr Landeshundeverordnung 
Ein Jahr nach ihrer Einführung fasste der stellver- 
tretende Fraktionsvorsitzende, Eckhard Uhlen- 
berg, die negativen Auswirkungen der Landeshun- 
deverordnung zusammen: 
.Die Bilanz nach einem Jahr LHV ist vernichtend. 
Die LHV sowie ihre Ausführungsbestimmungen 
sind ein bürokratisches Monstrum. das in weiten 
Teilen nicht vollzugsfähig ist und die Menschen in 
unserem Land nicht vor tatsächlich gefährlichen 
Hunden und deren verantwortungslosen Züchtern 
und Haltern schützt. Es rächt sich, dass Ministerin 

Beschleunigte Verfahren 
stärker anwenden 
Für eine stärkere Anwendung des so ge- 
nannten beschleunigten Verfahrens 
spricht sich die FDP-Landtagsfraktion 
aus. Der innenpolitische Sprecher der 
Fraktion, Horst Engel, bemängelt, dass 
dieses in Nordrhein-Westfalen immer sel- 
tener angewandt werde. Wurden 1998 
noch 4274 Ladendiebe, Zechpreller oder 
Schwarzfahrer am Tag der Tat oder einen 

Schwule und lesbische Paare 
bald auf dem Standesamt 

Das Lebenspartnerschaftsgesetz ist ein 
historischer Durchbruch. Erstmals er- 
halten schwule Bürger und lesbische 
Bürgerinnen in Deutschland einen gesi- 
cherten Rechtsrahmen für ihre Bezie- 
hungen. 
Grüne Familienpolitik heißt: Wir unterstüt- 
zen Menschen, die auf Dauer füreinander 
einstehen und das gilt selbstverständlich 
auch für homosexuelle Paare. Bislang 

Wirtschaftlichkeit und der Effizienz bei der Wahr- 
nehmung öffentlicher Aufgaben im Mittelpunkt der 
neuen Anstalt stehen. 
Die Neuordnung rücke die Beratungs- und Service- 
funktion der überörtlichen Gemeindeprüfung in den 
Mittelpunkt. erläuterte Wirtz den Fraktionsbe- 
schluss. So sei eine Beratung auf Antrag der 
Kommunen in Fragen der Organisation und Wirt- 
schafilichkeit der Verwaltung sowie in Angele- 
genheiten der Ausschreibung. Vergabe und Abrech- 
nung von baulichen Maßnahmen vorgesehen. Bei 
Beratungsbedarl sollen die Kommunen künftig zwi- 
schen den Dienstleistungen privater Gesellschaften 
und der Gemeindeprüfungsanstalten wählen kön- 
nen. 
Wirtz betonte. dass eine zentrale Einrichtung den 
notwendiaen Sachverstand auf allen Gebieten vor- 
halte, umeinheitliche Ziele. Methoden und Maßstä- 
be der Prüfuna zu aewährleisten. Sie konne landes- 
weit anfallende -~rüfun~ser~ebnicse sammeln, 

auswerten und so die notwendigen interkommune- 
len Vergleiche ermöglichen. Dazu erhalte die Ge- 
meindeprüfungsanstalt die Möglichkeit, in geeigne- 
ten Fällen auswärtigen Sachverstand von Unterneh- 
mensberat-ngs- oder Winschahsprulungsqeseil- 
schatten einzuholen Die Anstalt konne so auch Re- 
xibel auf neue inhaltliche Anforderungen und auf 
personelle Engpässe reagieren. 
Die ~inanzierÜn~ der ~e~einoeprufun~sanstall sol- 
le durch einen iahrlehen Zuscnuss n rlone von 5.7 
Millionen ~ a r i  aus dem Landeshaushall sowie 
durch Gebühren und Entgelte für Pfiichtprüfungen 
und Beratungen sichergestellt werden. Heinz Wirtz: 
.Wir wollen, dass die Anstalt kostenneutral arbeitet; 
eine Verteuerung der überörtlichen Gemeindepni- 
fung durch die Organisationsänderung findet nicht 
statt Andererseits trägt die Auflösung von Ge- 
meindeprüfungsämtern der 31 Landräte und fünf 
Bezirksregierungen zur Entlastung der kommu- 
nalen Verwaltung bei." 

Höhn bei der Erarbeitung der LHV keinen exter- 
nen Sachverstand herangezogen hat und das Ka- 
binett mit Ministerpräsident Clement an der Spitze 
dieses Vorgehen abgesegnet hat. 
Einige der gravierendsten Mängel der LHV und ih- 
rer Umsetzung sind: 

Bis heute ist uns die rot-grüne Landesreglerung 
die wissenschaftliche Begründung für ihre welt- 
weit umfangreichsten Rasselisten schuldig geblie- 
ben. 

Die Tierheime platzen wegen der LHV aus allen 
Nähten, und die Landesregierung glbt keine finan- 
zielle Unterstützung. 

Die Prüfungen für Sachkunde der Halter und 
Wesen der Hunde sind landesweit sehr unter- 
schiedlich. was Wartezeit. Dauer. Kosten usw. be- 
trim. Die Fachverbände erhalten täglich viele Anru- 
fe überforderter Ordnungsbehörden und verunsi- 
cherter Hundehalter. 

Dass die LHV in NRW noch nicht aus den Angeln 
gehoben wurde, wie es in anderen Bundesländern 
geschehen Ist, verdankt Frau Höhn allein der Tat- 
sache, dass es in NRW kein Normenkontroll- 
verfahren gibt, das es allen Betroffenen ermög- 
licht die ganze Verordnung anzugreifen. 
Die CDU hat in der vergangen Woche in einer Ple- 
nardebatte eine Anhörung gefordert, die bereits 
vor 1 112 Jahren hätte staitfinden müssen. Ziel die- 
ser Anhörung ist es. die Fehler der LHV zu beseiti- 
gen, um einen besseren Schutz der Bürgerinnen 
und Bürger in unserem Land vor tatsächlich ge- 
fährlichen Hunden und deren verantwortungslosen 
Haltern und Züchtern zu gewährleisten und eine 
tiergerechte Haltung der Hunde zu ermöglichen. 
Die Anderungen sollten in einem Gesetz erlolgen, 
damit der Landtag bei dieser wichtigen Entschei- 
dung beteiligt ist und die Landesregierung nicht 
wieder einsame. fehlehafte Beschlüsse fällt.' 

Tag später einem Richter vorgeführt, so 
waren es 1999 nur noch 3632, im vergan- 
genen Jahr sank die Zahl sogar auf 3343. 
Diesen Rückgang sieht Engel als großes 
Defizit an, schließlich werde ein sinnvolles 
und äußerst effektives lnstrument der 
Justiz viel zu wenig genutzt Dabei sprä- 
chen für das beschleunigte Verfahren 
gleich mehrere Gründe: Erstens sei eine 
Strafe, die .auf dem Fuße folge", be- 
sonders wirkungsvoll. und zweitens gebe 
es Delikte wie Schwarzfahren, bei denen 
der Täter fast automatisch ermittelt wer- 
de, falls das Vergehen entdeckt werde. Als 
Beispiel für die äußerst geringe Nutzung 
des beschleunigten Verfahrens kann die 
Stadt Köln dienen: Allein dort sind laut 

Statistik des Bundeskriminalamts im ver- 
gangenen Jahr über 10000 Ladendiebe 
auf frischer Tat ertappt worden. 
Engel, der diesbezüglich eine Kleine An- 
frage am 13. Juni an Justizminister Dieck- 
mann richtete, fordert daher die Staatsan- 
waltschaften und Gerichte auf, ausrei- 
chend Bereitschaftsdienste einzurichten, 
um das lnstrument des beschleunigten 
Verfahrens öiter anwenden zu können. 
Der innenpolitische Sprecher betont, das 
Justizministeriurn müsse hier endlich die 
Rahmenbedingungen schaffen und sich 
für die Verfahren stark machen, die so der 
Tat so zeitnah wie möglich folgen. 

') Diese Miiieilungen liegen In der allelnlgen Verant- 
woitung der naktionen 

wurden gleichgeschlechtliche Lebens- 
partner rechtlich wie Fremde behandelt, 
selbst wenn sie jahrelang zusammenge- 
lebt und füreinander gesorgt haben. Da- 
mit ist jetzt Schluss. 
Und in NRW werden jetzt die Details ge- 
regelt. Mag der Titel des heute in den 
Landtag eingebrachten Entwurfes (Ge- 
setz des Landes NRW zur Regelung der 
Zuständigkeit und des Verfahrens nach 
dem Lebenspartnerschaftsgesetz) auch 
sehr bürokratisch klingen, so steht doch 
schon fest: Dieser Gesetzentwurf hat 
sich wie kein anderer in NRW blitz- 
schnell bei den Betroffenen herumge- 
sprochen und wird mit Begeisterung 
aufgenommen. 

Insbesondere die Möglichkeit, im Stan- 
desamt zu heiraten, wird ein großes 
Thema am Rande des diesjährigen 
CSD (Christopher Street Day) in Köln 
sein. Dort werden über 1 Million Schwu- 
le und Lesben unter dem Motto: ,;Traut 
Euch!", feiern. 
Als positiv wurde das nordrhein-west- 
fälische Gesetz auch vom Lesben- und 
Schwulenverband eingestuft. da nicht 
nur die Formalia geregelt wurden, son- 
dern auch klar geregelt ist, dass die 
Zeremonie im Standesamt in einem 
würdigen Rahmen stattzufinden hat. 
Jetzt sind die Kommunen aufgefordert, 
dies so schnell wie möglich umzuset- 
zen. 
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Leser(innen) schreiben . . . * 
Anonyme Geburt 
Mit großem Interesse verfolge ich sowohl in 
der allgemeinen Presse als auch in der Publi- 
kation ,,Landtag intern" die Diskussion zum 
Thema ,,Anonyme Geburt". 
Schön, wenn sich alle Faktionen einig sind.. . 
mir drängt sich allerdings der Eindruck auf, 
dass hier sehr schnell versucht wird, eine 
Maßnahme aufzugreifen, die vielleicht ganz 
spontan betrachtet für die werdende Mutter 
Licht am Horizont bedeuten kann. 
Was mich persönlich aber sehr enttäuscht, 
ist, dass aus denselben Mündern, die sich für 
das Wohl des Kindes, insbesondere auch sei- 
nerzeit bei der Etablieruna des Kinder-Ju- 
gend-Hilfegesetzes, eingesetzt haben jetzt 
nichts mehr zum Wohl des Kindes zu hören 
ist. Das Wohl des Kindes beschränkt sich 
nicht nur auf das Baby-Alter! Da in diesem 
Fall ja auch wieder einmal nur die Frauen - 
so wie es aussieht - geredet haben, hätte 
ich zumindest von diesen etwas mehr Sensi- 
bilität bel diesem Thema, bezogen auf die 
,,Anonymen Kinder: erwartet. 
Stellen Sie sich einmal vor, Sie werden älter 
und müssen mit dieser Tatsache einer ano- 
nymen Geburt fertig werden! Stellen Sie sich 
einmal vor, dieses Problem kommt auf Sie zu: 
die Sondersituation einer Adoption (in noch 
so gute Verhältnisse). 
Wenn Sie alle diesen politischen Weg be- 
schreiten wollen, dann denken Sie bitte auch 
an eine Änderung des Adoptionsrechtes, das 
bis heute vorsieht, dass glückliche, adoptier- 
te Klnder zu Ihrer eigenen Hochzeit den 
Schritt in eine andere Realität wagen müs- 
sen, weil sie dann die Abstammungsurkunde 
nach dem heute geltenden Recht vorlegen 
müssen! Anonymität, wenn, dann ganz kon- 
sequent oder aber mit der MGglichkeit für so- 
wohl die eine als auch die andere Seite, ein 
Türchen offen zu lassen. 
Ruth Witteler-Koch, Mönchengladbach, FDP- 
MdL von 1985 bis 1995 

Leserbriefe müssen nicht in jedem Fall mit 
der Auffassung der Redaktion übereinstim- 
men Auswahl und Kürzungen bleiben vorbe- 
halten. 
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Wo man singt, da lass dich ruhig nieder, böse 
Menschen haben keine Lieder. Es wer Mitte der 
achtziger Jahre. Die FDP-Landtagsfraktion mit 
Achim Rohde an der Spitze war auf Biidungsrei- 
se in der Toskana unterwegs. Die Sonne schien, 
die italienische Küche trumpfte auf, herrlicher 
Wein löste die Zungen und hob die Stimmung in 
immer schönere Höhen. Animiert von seinen Kol- 
leginnen und Kollegen. reckte sich nach dem 
Dessen der stattliche Abgeordnete Joachim 
Schuitz-Tornau empor und sang mit hörbar ge- 
schultem Bariton romantische deutsche Lieder. 
Der Mann. der 1943 im deutsch besetzten Merz 
geboren wurde, dann nach Kobienz kam. in 
Saarbrücken seine Jugendzeit verbrachte und 
heute in Bielefeld zu Hause ist, zählt zu den 
freundlichen Zeitgenossen, die sich in geselliger 
Runde nicht zu schade sind, die Stimmungska- 

Eine gewlsse Arglosigkeit war dem Liberalen 
lange Zeit eigen. Das hat sich geändert, weil es 
Enttäuschungen gegeben hat. Schultz-Tornau 
sagt, dass er zwar nicht zum Zyniker geworden 
sei, aber ein Stück Vertrauen sei schon im Laufe 
der poiitlschen Jahre verloren gegangen. Seit 1963 gehörte er bereits zur damaligen Ju- 
So seien belspielswelse Schmunzelgeschichten. gendorganisation der Partei, den Jungde- 
die er selbst von sich preisgegeben habe, durch mokraten. die sich erst viel später politisch radi- 
übelmeinende politische Wettbewerber über- kalisierten in eine andere Partei als die FDP ein- 
spitzt, em Ende sogar derart verfälscht worden. zutreten, hat Schultz-Tornau nie erwogen. Wer- 
dass Dritte meinen konnten, der Bielefelder Ju- ner Maiholer, der Juraprofessor und FDP- 
rist sei fürs richtige politische Leben. Nr Füh- Bundesminister am Tische der Kanzler Willy 
rungsautgaben sowieso, untauglich. Schultz- Brandt und Heimut Schmidt, war an den Uni- 
Tornau gibt zu, dass er ein bisschen den Typ versitäten Saarbrücken und Bielefeid Schultz- 
.zerstreuter Professor verkörpere. Gut, da Tornaus akademischer Vater. ihm diente er eine 
schlüpft man mal aus Versehen In den falschen Zeit lang ais Assistent, bis der junge Liberale 
Mantel, lässt unachtsam Schirme im Ständer zu- Rechtsdezernent im Ostwesffäilschen wurde. 
rück. Des sind eher liebenswürdige Eigenschaf- Schultz-Tornaus poiitische Kerrhre machte ein- 
ten. Parteifeinde machten daraus böse Ge- mal einen ungewöhnlichen Satz Das war 1994, 
schichten, Karikaturen des Menschen Schuifz- als er beim Landesparteitag in Castrop-Rauxel 
Tornau. Eingepennt sei er im Zug von Bielefeid gegen die Mitbewerber Schaumann und Mölle- 
nach Düsseldorf und erst im Bahnhof Amster- mann den Vorsitz erklomm. Seine Vorsreliungs- 
dam aufgewacht. Schuitz-Tornau korrigiert die rede war die beste. Diesmal hatte er, anders ais 
Geschichte: .Alles dummes Zeug, Ich war so ins sonst, nicht frei gesprochen, vielmehr am Tag vor 
Gespräch vertieft mit einem bekannten Mitrei- der Personaientscheidung sein zündendes Re- 
senden von der Landesrundfunkanstait, dass wir dekonzept fertiggestelit. S~hultz~Tornaus Vorsit- 
beide den falschen Zug gewählt haben und an- zendenzeit dauerte nur zwei Jahre, wohi auch, 
sten nach Düsseidorfzu fahren, in Emmerich, ai- weil er nicht der Typ machtsichernder Leitwolf 
so kurz vor derholländischen Grenze, den Irrtum ist, der sich den Weg freibeißt. Niemandes Herr 
bemerkt haben." Schulll-Tornau emplindet es und niemandes Knecht zu sein - das könnte 
eis mies, wenn andere daraus eine Töipetstory wohi sein Lebensmotto sein. 
zu machen versuchen und Ihn so In die Unfähig- Aus dem jungen Sportler, der einst den 35 Klio- 
keitsecke manövrieren wollen. Schultz-Tornau ist meter langen Hermannslauf im Ostwesffälischen 
zu vorsichtig undzu vornehm, Namen zu nennen, schalIre. ist eine gesetzte Persönlichkeit gewor- 
aber man hat so seinen Verdacht, dass er nicht den, die andere Hobbys pflegt. Einmal in der Wo- 
die so genannten politischen Gegner aus ande- che ist Chorprobe. vor Aufführungen wird zu- 
ren Parteien im kritischen Blick hat. sätziich geübt. Schuitz-Tornau ist Vorsitzender 
Schultz-Tornau legt Wert auf fairen Umgang mit- des Musikvereins Bleiefeid, eines 1820 gegrün- 
einander, einen gewissen Stil mdchte er gewahrt deten Oratorienchors. In diesem Jahr werden 
wissen. Wichtigtuer, Schreihdlse, Großkotze sind noch drei Konzerte in der Oetker-Halle Bielefeld 
ihm ein Greuei. Der Mann wlrkt unmwiisch. Er ist gegeben. Schultz-Tornau, der an einem ehnvür- 
nicht nur Partelliberaler, sondern auch Gesln- digen humanistischen Gymnasium in Zweibrü- 
nungsliberaier. Liberal zu sein, bedeutet für ihn, cken mit Griechisch und Latein vertraut gemacht 
Veranhvonung für sich selbst, für andere und für wurde, gehöd zur sich rar machenden Spezies 
zukünftige Generationen zu übernehmen Effi- deutscher Biidungsbürger. Er kann sich mächtig 
zienz sei gut, aber nicht alles dürfe dem Diktat über neumodische Aufgeblasenheiten aufregen, 
des bkonomischen untergeordnet werden. Wer- wenn etwa ailtdgiiche Dinge zunehmend eng- 
tevermittlung hält der Kinderlose in der Erzie- iisch ausgedrückt werden. Er nennt es blzarr und 
hung für ganz entscheidend, den Kirchen kom- lächerlich, wenn etwa eine Bahnhofstoilette 
me bei der Sinnstiftung eine unverzichtbare Roi- McClean heißt. So jemand wie Schultz-Tornau 
ie zu. Schultz-Tornau hält nichts von den Radi- hat selbstverständlich Interesse an anspruchs- 
kalliberaien in der Tradition des 19. Jahrhunderts, voller Lektüre, Historlschem zum Beispiel. Aber 
denen Hass auf Papst und Kirche Pflicht war. auch .Harry Potte? ist ihm nicht fremd. Alle er- 
Anachronistisch nennt er so etwas. Sein Eltern- schienenen Bände hat er gelesen. Undsie haben 
haus war gemischt konfessioneii, de konnte der ihm gut gefallen. Reinhoid Michels 
Sohn des liberalen Juristenehepaares Schultz- 
Tornau ("Stresemann-Liberale7 den Wert Tole- (Das namentlich gekennzeichnete .Porträt der 
ranz schätzen lernen. Woche' ist Text eines jeweiligen Gastauton und 
Er wurde später in der evengelischen Lendeskir- muss nicht immer mit der Meinung der Redak- 
che aktiv. Zur FDP stieß Schuitz-Tornau 1966. tion übereinsti,nmen.) 
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Geburtstagsliste 
vom 29. Juni bis 2. September 2001 

29.6. Dr. Roif Hahn (CDU), 64 J. 
30.6. Gunther Sieg (SPD), 65 J. 
2.7. Clemens Pick (CDU), 54 J. 
5.7. üernhard von Grünberg (SPD), 56 J. 
7.7. Woifgang Clement (SPD). 61 J. 
7.7. ~ r .  ~ u t h  seldl (GRÜNE). 48 J. 

12.7. Angela Frelmuth (FDP). 35 J. 
13.7. llse Brusls (SPD), 64 J. 
15.7. Jürgen Möllemann (FDP), 56 J. 
18.7. Dr. HansJoachlm Franke (CDU), 

62 J. 
20.7. Donata Relnecke (SPD), 57 J. 
22.7. Hdmut Stahl (CDU), 54 J. 
22.7. Dr. Axel Horstmann (SPD), 47 J. 
23.7. Marlles Stotz (SPD), 42 J. 
24.7. Dr. Renate Düttmann-Braun (COU), 

57 J. 
25.7. Michael Scheffler (SPD), 47 J. 
27.7. Klaus Strehl (SPD), 58 J. 
28.7. Franz-Josef Pangels (CDU). 66 J. 
29.7. Woltgang Kblker (CDU), 42 J. 
30.7. Peter Budschun (SPD), 61 J. 
31.7. Lothar Nlggeloh (SPD), 62 J. 

1.8. Ellen Werthmann (SPD), 64 J. 
4.8. Hannelore Brünlng (CDU), 59 J. 
5.8. Thomas Kufen (CDU), 28 J. 
7.8. Vera Dedanwala (SPD), 58 J. 
9.8. Rüdlger Sagel (GRUNE), 46 J. 

10.8. Inngard Mierbach (SPD), 59 J. 
11.8. Gerhard Wächter (CDU), 55 J. 
13.8. Dietrich Kessel (SPD), 60 J. 
14.8. Dr. Stefan Grüll (FDP), 40 J. 
20.8. Wolfgang Drese (SPD), 58 J. 
20.8. Axel Dlrx (SPD), 55 J. 
21.8. llka Keller (CDU), 57 J. 
21.8. Werner Jostmekr (CDU), 51 J. 
23.8. Dr. Annemarle Schraps (CDU), 65 J. 
28.8. Edgar Moron (SPD), 60 J. 
29.8. Rlchard Blömer (CDU), 57 J. 
29.8. Fellx Becker (FDP), 52 J. 
29.8. Norbert Rüther (SPD), 51 J. 
29.8. Ursula Doppmeler (CDU), 49 J. 
31.8. Herbert Reul (CDU), 49 J. 

2.9. Wllhelm Lieven (CDU). 67 J. 
2.9. Jamal Kars11 (GRUNE), 45 J. * 

Jullan Heynen, Kunsthistoriker aus Krefeld, 
ist künftiger wissenschaftlicher Leiter der 
Kunstsammlung Nordrhein-Westfalen im 
Ständehaus, dem ehemaligen Land- 
tagsgebäude in Düsseldorf. Dies hat das 
Kuratorium der Kunstsammlung unter der 
Leitung des nordrhein-wesnälischen Kul- 
tunninisters und stellvertretenden Minister- 
präsidenten Dr. Mlchael Vesper (GRUNE) 
beschlossen. In der neuen Depen- 
dance der Kunstsammlung des Landes wird 
Hevnen vor allem Kunst seit den 8Oer-Jah- 
reizeigen, wobei der Schwerpunkt auf der 
Videokunst, der Fotografie und den neuen 
Medien liegen wird. * 
Harimut Mlksch (51), Architekt aus Düssel- 
dorf, ist an die Spitze der Architekten- 
kammer NRW gewählt worden. Er tritt die 
Nachfolge von Hennannjosef Beu an, der 
25 Jahre Präsident der Kammer war. 

Raum Iür Aufhieber (Posivertrieb) 

- 

Dic heimischer 
oeleichta aufoer8umte Garten und Parks. monotone 
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'Mt seit fünfzehn Jahren auf der Roten Liste. Pile- 
Nadelwälder undschwindendeAuenw&lder sind Gründe. 

ksha ib  die Zahl der Brutpaare in Nordrhein- Wesffalen auf höchstens 6000 zurückgeganaen ist. Den ~erlusf . .  . 
kann beurteiien, wer einmal das Giuck gehabt hat dem Gesang der Nachtigall zu lauschen: Trillernd, flötend, 
schluchzendoder schrnenernd wirbt bei Tao und beiNacht das rötlich-braune MBnnchen. kaum ordßer ais ein 
Buchfink oder eine Kohlmeise, mit einem beachtlichen Repertoire um das Weibchen. wenn es einen Feind 
entdeckt hat verrdt ein tiel-knarrender Ton den Zorn des Vogels. Um dem seltenen Exemplar der heimischen 
Fauna wieder einen größeren Lebensraum zu geben, rät die nordrhein-westfNische Landesanstalt für bkolo- 
gie, Bodenordnung und Forsten (LOBF), die die Nachtigall zum Tier des Monats Junigewdhlt hat, in Grünan- 
lagen und Garten dichtes Unterholz zu dulden und die schützende Laubschlcht nicht überall zu entfernen. 
Auch Hecken und Feldgehöfze gehören zu den bevorzugien Lebensstanen. Am Boden oder knapp darüber 
baut s,e rhr Nest. in d& sie nach rwsi Wochen ~rutzed vier bis sechs Junge großzieht. Dem Gesang der 
Nacntigail konnten sich seit dem Minelelter Dchrer und Kom~onisten nicht entziehen. Walther von der Vogel- 
weide ihva bediente sich der Nachtigall in seiner ~tnnedichrung, und auch Chopln bezog den schlanken i n o  
stimmgewaltigen Vogel in sein Werk ein, als e rbe  .Nachtigallen-Polka' schrieb. Foto: Martin Woihe,ioBF 


